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HANS KÄFLER

Hinter uns liegt ein Jahr mit vielen bil-
dungspolitischen Entscheidungen, de-
ren Sinnhaftigkeit ganz unterschied-
lich bewertet werden kann - als Bei-
spiele nenne ich nur das Rauch- und 
Handyverbot oder die zukünftig feh-
lende Möglichkeit, das häusliche Ar-
beitszimmer steuerlich geltend zu 
machen auf der einen Seite und das 
Lehrerbildungsgesetz oder die Stel-
lenmehrung bei den Lehrkräften im 
neuen Doppelhaushalt auf der ande-
ren Seite. Betrachtet man den näher-
rückenden Termin für die Landtags-
wahlen und die parteiinternen Quere-
len der CSU, so steht für das kommen-
de Jahr zu befürchten, dass sich popu-
listisch motivierte und wenig durch-
dachte Aktionen wie das Rauchverbot 
auf dem gesamten Schulgelände auch 
im bevorstehenden Jahr wiederholen 
könnten. Die Probleme, die seit Jah-
ren anstehen und auf die wir seit Jah-
ren hinweisen, vertragen Schnellschüs-
se jedoch nicht!

So gab das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) 
jüngst bekannt, dass im Jahr 2006 wie-
derum rund 160.000 Jugendliche leer 
ausgegangen seien. Diese Zahl liegt 
mehr als dreimal so hoch wie der von 
Bundesregierung, Bundesagentur für 
Arbeit und der deutschen Wirtschaft 
genannte Wert von 49.500. Tatsächlich 
habe nur jeder zweite Bewerber um 
eine Lehrstelle vermittelt werden kön-
nen, betont das IAB. Die andere Hälf-

te der Jugendlichen absolviere statt-
dessen eine Warteschleife, um sich im 
neuen Jahr wieder in die Bewerber-
schlange einzureihen. 

Seit Jahren weist der VLB darauf 
hin, dass diese Jugendlichen eine Be-
rufsausbildung und keine Berufsvor-
bereitung brauchen. Mit dem Ansprin-
gen der Konjunktur sind prompt auch 
schon die ersten Klagen aus der Wirt-
schaft über fehlende Facharbeiter ver-
nehmbar. Vielleicht ist es den immer 
kurzfristiger getakteten Unternehmen 
wirklich nicht möglich, sozusagen auf 
Vorrat auszubilden. Umso dringender 
ist deshalb unsere Forderung an die 
Politik, diese langfristige Aufgabe der 
Schaffung schulischer oder überbe-
trieblicher Ausbildungsmöglichkeiten 
selbst in die Hand zu nehmen.

Nur einen „Schuss“ hat der baye-
rische Kultusminister offensichtlich 
bei der bevorstehenden Hauptschul-
reform. Nachdem die Diskussion über 
das dreigliedrige Schulsystem in Bay-
ern vorerst - zumindest in der CSU - 
entschieden zu sein scheint, soll die 
Reform zwei Probleme lösen:

1. Das leidige Thema Ausbildungs-
reife soll durch intensivere individu-
elle Förderung der Kulturtechniken 
und durch eine stärkere berufliche 
Orientierung der Hauptschulen ange-
gangen werden und so

2. durch eine Steigerung der Attrak-
tivität der Hauptschule ein flächende-
ckendes Angebot erhalten bleiben.

Dazu soll u.a. die Kooperation zwi-
schen Haupt- und Berufsschule ver-
stärkt werden. Wie das bei dem zah-
lenmäßigen Ungleichgewicht zwi-
schen den beiden Schularten erreicht 
werden soll, ist allerdings derzeit noch 
völlig unklar.

Vorsichtig geworden nach den 
Schnellschüssen des bayerischen Mi-
nisterpräsidenten nach der letzten 
Landtagswahl haben sämtliche Leh-
rerverbände und der bayerische Be-
amtenbund in deutlichen Worten und 
lautstark die Staatsregierung aufgefor-

dert, ihre Vorstellungen über die Neu-
gestaltung des Beamtenrechts nach 
der Föderalismusreform noch vor der 
nächsten Landtagswahl klarzustel-
len. Der Ministerpräsident und der Fi-
nanzminister haben daraufhin zuge-
sagt, die Eckpunkte für das neue Be-
amtenrecht und insbesondere für die 
beabsichtigten Leistungselemente im 
Besoldungssystem bis 2008 gemein-
sam mit dem bayerischen Beamten-
bund festzulegen. Insofern wird 2007 
für die Zukunft der bayerischen Be-
amten ein entscheidendes Jahr!

Nach intensiven Gesprächen mit 
dem Kultusminister und seinem Mi-
nisterium ist es dem VLB gelungen, 
im Zusammenhang mit der geplanten 
beruflichen Oberschule die Gefahren 
für die BOS zu beseitigen. Nun droht 
plötzlich Gefahr von einer ganz ande-
ren Seite: die Bundesregierung plant, 
die BAföG-Sätze zu erhöhen. Eigent-
lich eine löbliche Absicht. Finanziert 
werden sollen diese Verbesserungen 
allerdings durch Einsparungen bei der 
Kollegiatenförderung. Künftig sollen 
nur noch Schüler, die das Abitur nach-
holen wollen, gefördert werden, wenn 
sie aus dem Berufsleben kommen. Vor-
aussetzung soll eine mehrjährige be-
rufliche Tätigkeit sein. Das würde be-
deuten, dass unsere BOS-Schüler, die 
ja meist unmittelbar nach der Berufs-
ausbildung auf die BOS wechseln, ihre 
elternunabhängige Förderung verlie-
ren würden. Nach Überzeugung aller 
Kenner der BOS würde das auf Dau-
er das Ende der flächendeckenden Be-
rufsoberschule bedeuten. Diese Ent-
wicklung, die fast nur Bayern mit sei-
ner starken BOS treffen würde, muss 
unbedingt verhindert werden. Verehr-
te Leser, ich bitte Sie dringend, mit 
dem VLB dafür zu kämpfen, dass un-
sere BOS-Schüler auch in Zukunft el-
ternunabhängig gefördert werden, da-
mit diese bayerische Spezialität der 
Förderung von Begabungsreserven 
auch in Zukunft erhalten bleibt!

Sie sehen, verehrte Leser, Dienst-
rechts- und Bildungspolitik bleiben 
spannend. Es gibt genügend Feld-
er, auf denen der VLB und seine Mit-
glieder im Streit für eine positive Ent-
wicklung auch im kommenden Jahr 
gefordert sein werden. <



4 VLB akzente 01-2007 VLB akzente 01-2007 5

HEIKO POHLMANN

Im Rahmen einer Fortbildungsveran-
staltung der Regierung von Oberfran-
ken hat der Bundesverband der Leh-
rer und Lehrerinnen an beruflichen 
Schulen (BLBS) unter der Leitung 
seines Bundesvorsitzenden, Berthold 
Gehlert, eine bildungspolitische Ta-
gung für die Schulleiter beruflicher 
Schulen des Regierungsbezirkes orga-
nisiert.

Dankenswerter Weise hatte die 
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA) Räum-
lichkeiten Im Haus der Deutschen 
Wirtschaft hierfür zur Verfügung ge-
stellt. Als guter Gastgeber hatte sie 
auch für angenehme Rahmenbedin-
gungen und ein Mittagsessen gesorgt

Positionen und Initiativen  
der BDA
„Bildung ist teuer, teurer ist nur: keine 
Bildung!“, mit dieser Aussage machte 
die Abteilungsleiterin Bildung / beruf-
liche Bildung bei der Bundesvereini-
gung der deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA), Dr. Barbara Dorn, die 
bildungspolitische Position der BDA 
klar. So habe die BDA, so Dorn wei-
ter, zahlreiche Broschüren herausge-
geben, in denen sie ihre Vorstellun-
gen über die Bedeutung der Bildung 
für die Zukunft dargelegt habe. „Bil-
dung schafft Zukunft“ ist eine solche 
Broschüre oder auch „Schule 2015“, 
die dazu dienen sollen, den Schulen 
klar zu machen, dass die Leistungsfä-
higkeit der Unternehmen und die Sta-
bilität der gesellschaftlichen und po-
litischen Institutionen viele der neu-
en Herausforderungen verdeckt ha-
be. Deutschland mache sich verspätet 
auf den Weg, um Antworten darauf zu 
finden. Auch wenn noch über die Art 
und Weise der Veränderungen disku-
tiert werde, so habe sich doch ein Kon-
sens herausgebildet: Reformen sind in 
allen Bereichen notwendig und die-

se müssten durchgreifend und grund-
legend sein. Bildung habe hier eine 
äußerst wichtige Funktion, denn sie 
schaffe Zukunft, für die Menschen, 
die Wirtschaft und das ganze Land 
und müsse sich auf die neuen Heraus-
forderungen ausrichten und die not-
wendigen Reformen konsequent um-
setzen. 

Aus diesem Grund fördere die 
BDA zusammen mit der Bundesa-
gentur für Arbeit und den Gewerk-
schaften auch Programme zur Unter-
stützung leistungsschwächerer Schü-
ler und kümmere sich intensiv um die 
Nachvermittlung von Jugendlichen, 
die bisher keine Lehrstelle bekom-
men haben. Der Schwerpunkt der Ar-
beit auf diesem Gebiet liege zur Zeit 
an der Nahtstelle zwischen allgemein-
bildenden Schulen und dem Beginn 
der Ausbildung. Hier könnten, so Dr. 
Dorn, die  der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) auf den Weg gebrachten 
Bildungsstandards sicher dazu beitra-
gen, dieses Problem langfristig zu lö-
sen. Kurzfristig könnten die Einrich-
tung von Praxisklassen an den Haupt-
schulen, Gespräche mit den Lehrern, 
die Förderung der Werteerziehung 
oder die Einführung eines Qualitäts-
managements an den allgemeinbil-
denden Schulen zur Lösung beitra-
gen.

Das Netzwerk Schule/Wirtschaft, 
das in allen größeren Städten in 
Deutschland vertreten ist, besteht seit 
53 Jahren, betonte die Geschäftsfüh-
rerin der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Schule/Wirtschaft bei der BDA, Ger-
rit Witschaß, und hat maßgeblich da-
zu beigetragen, diese vorher genann-
ten Ideen in die Praxis umzusetzen. So 
sei im Rahmen des Nationalen Paktes 
für Ausbildung und Fachkräftenach-
wuchs in Deutschland, dem der Deut-
sche Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK), der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks (ZDH), die 
BDA, der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI), die zuständi-
gen Bundesministerien und die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) angehö-
ren, ein „Kriterienkatalog zur Aus-
bildungsreife“ erstellt worden. Schu-
lische Basiskenntnisse werden hier 
ebenso dargestellt wir psychologische 
und physische, aber auch besondere 
Merkmale des Arbeitsverhaltens. In 
der langjährigen partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit in diesem Netz-
werk zwischen Schule und Wirtschaft, 
so Witschass weiter, würden zur Zeit 
Themen wie Verbesserung der Be-
rufsorientierung, der ökonomischen 
Bildung, der Eigenverantwortlichkeit 
der Schulen oder die Verbesserung 
des mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Unterrichts bearbeitet.

In der Diskussion ergaben sich in-
teressante Aspekte aus der Sicht der 
Arbeitgeber:

Geplant ist eine Flexibilisierung 
der Ausbildungszeiten, die sich in ei-
ner Verkürzung, aber auch in einer 
Verlängerung zeigen kann, wenn man 
die Ausbildung modularisiert.

Diskutiert wird auch, die Ab-
schlussprüfung stark zu reduzieren 
und die schriftlichen Prüfungen in die 
Eigenverantwortung der Schulen zu 
verlegen.

Ziele des Handwerks
Die bildungspolitischen Vorstellungen 
des Zentralverbands des deutschen 
Handwerks (ZDH) stellte Dr. Fried-
rich Hubert Esser, Leiter der Abtei-
lung berufliche Bildung und Sprecher 
der Arbeitsgruppe Nationaler Qua-
lifikationsrahmen beim Bundesinsti-
tut für Berufsbildung (BIBB) dar. Als 
wichtig ist anzusehen, dass das Hand-
werk von einer breiten beruflichen 
Qualifikation ausgeht und eine Mo-
dularisierung der Berufsausbildung 
ablehnt. Hier einige seiner sehr wich-
tigen Aussagen und Forderungen:

Verstärkung einer ganzheitlichen  
Betrachtungsweise in der beruflichen 
Bildung
Die gesamte Wertschöpfungskette 
von Erziehung, Bildung und Qualifi-
zierung muss hier eingeschlossen wer-
den. Das heißt, dass Berufsbildung in 
den Familien beginnt und in den Kin-

dergärten und Schulen fortgesetzt 
wird. Strukturkonzepte zur Reform 
der beruflichen Bildung haben die-
sen ganzheitlichen Ansatz in Zukunft 
zu berücksichtigen, da sonst keine 
nachhaltigen Verbesserungen bei der 
Schul-, Ausbildungs- und Hochschul-
reife zu erwarten sind.

Differenzierung und damit Flexibili-
sierung der beruflichen Bildung.
Das Handwerk muss für Schulabgän-
ger aller Schulformen attraktiv sein. 
Deshalb braucht das Handwerk ent-
sprechend auf unterschiedliche Leis-
tungsstärken zugeschnittene Aus-
bildungsangebote. Gestufte Ausbil-
dungskonzepte, bspw. Speiseeisher-
steller / Konditor sind eine interes-
sante Variante, um mehr Differenzie-
rung in die Ausbildung zu integrie-
ren. Darüber hinaus muss handwerk-
liche Ausbildung in allen Berufen die 
Schlüsselqualifikationen der Wissens-
gesellschaft fördern. Das heißt, dass 
praxistaugliche Zusatzqualifikations-
konzepte für Fremdsprachen- und 
I&K-Technik-Förderung gebraucht 
werden.

Europäische Öffnung nationaler  
Berufsbildungssysteme
Diese Öffnung ist ein besonderes An-
liegen des Handwerks. Deshalb muss 
die Arbeit an der Entwicklung eines 
Europäischen Qualifikationsrahmens 
(EQF) sowie eines Leistungspunkte-
systems (ECVET) mit Engagement 
betrieben werden. Nicht um einem 
Europatrend zu entsprechen, sondern 
um dem nationalen Anliegen gerecht 
zu werden, um die wichtigsten Stan-
dards deutscher Berufsbildung, die 
duale Ausbildung sowie die Meis-
terqualifizierung und -prüfung euro-
patauglich zu machen.

Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit
Diese beiden Aspekte haben seit  
der Debatte um die Europäisierung 
der beruflichen Bildung eine neue 
Chance. Deshalb will das Handwerk 
seine Forderungen nach einem un-
eingeschränkten Hochschulzugang 
für Meister sowie der Schaffung  
von Hochschulzugangsberechtigungen 
für beruflich Qualifizierte einbringen. 

Darüber hinaus sollen Konzepte ent-
wickelt werden, nach denen die Ver-
zahnung von beruflicher Fortbildung 
und Studium möglich ist. Die Legi-
timierung eines „Bachelor Professi-
onal“ als internationale Marke für 
hochrangige Fortbildungsabschlüsse 
in der beruflichen Bildung wird gefor-
dert.

Ausbau des Weiterbildungssystems
Die Weiterbildung hat für das Hand-
werk eine besondere Bedeutung. Die 
Stränge der Aufstiegs- sowie der An-
passungsweiterbildung müssen sich 
in verbindlichen Bildungsgängen als 
Berufslaufbahnkonzepte niederschla-
gen. Lebensbegleitendes Lernen wird 
somit systematisch in entsprechende 
Weiterbildungsstrukturen umgesetzt. 
In der Zukunft braucht das Handwerk 
die erhöhte Bildungsbeteiligung ge-
rade der älteren Mitarbeiter, weil die 
jungen immer weniger werden und 
sich die Anforderungen in den Beru-
fen schneller ändern. Um die Weiter-
bildungsbeteiligung signifikant zu er-
höhen, bedarf es entsprechender An-
reize sowie der Erleichterung bei der 
Organisation von Weiterbildung. Das 
heißt, dass ein praxistaugliches Wei-
terbildungsfinanzierungssystem so-
wie ebenso praxistaugliche Blended-

Learning-Konzepte aufgebaut wer-
den müssen.

Berufliche Schulen –  
Handlungsfelder und Perspek-
tiven aus Sicht der KMK
Die Vorsitzende des Unteraus-
schusses berufliche Bildung der Kul-
tusministerkonferenz (KMK), Minis-
terialdirigentin Dr. Beate Scheffer, 
überraschte mit interessanten Schlag-
lichtern: 2,8 Millionen Schüler/innen 
besuchten im Jahre 2004 berufliche 
Schulen aber nur 825 000 die Ober-
stufen der allgemeinbildenden Gym-
nasien. Dabei stellen die beruflichen 
Schulen ein vielfältiges Angebot von 
der Grundbildung bis zum Hoch-
schulzugang bereit. Als neues Kriteri-
um ist festzustellen, dass immer mehr 
Abiturienten einen Ausbildungsplatz 
suchen, so haben im Jahre 2006 mehr 
als 100 000 Bewerber um einen Aus-
bildungsplatz das Abitur oder Fach-
hochschulreife vorzuweisen. Dagegen 
gelingt nur noch einem Drittel aller 
Hauptschulabsolventen der Weg in 
die duale Ausbildung. Da die se Schü-
ler zusätzliche Förder- und Lernzeiten 
benötigten, um dann doch noch eine 
Lehrstelle zu erhalten, sollten, so Dr. 
Scheffer, diese Zeiten nicht durch den 
Begriff „Warteschleifen“ diskreditiert 

Bildungspolitische Tagung in Berlin:

„Bildung ist teuer, teurer ist nur: 
keine Bildung!“

Gruppenbild: Die oberfränkischen Schulleiter in der Bayerischen Vertretung.

Bildungspolitik Bildungspolitik
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werden, da es keine verlorenen Lern-
zeiten seien.

Interessante Forderungen aus dem 
Unterausschuss der KMK stellte die 
Ministerialdirigentin zum Schluss dar: 
Die Beruflichkeit soll als Grundsatz 
erhalten bleiben, auch wenn Teilbe-
reiche modularisiert werden.

Das Berufsbildungsreformgesetz 
(BBiG) muss in allen Bundesländern 
besser umgesetzt werden, indem vor-
her erbrachte Lernzeiten auf die duale 
Ausbildung angerechnet werden und 
Schüler mit abgeschlossener vollzeit-
schulischen Ausbildung vermehrt zur 
Kammerprüfung zugelassen werden.

Berlin als Hauptstadt erlebt
Die dreitägige Fortbildungsreise war 
im Übrigen ganz der politischen Bil-
dung gewidmet. So stand ein Besuch 
des Bundesverteidigungsministeri-
ums mit Führung durch den Bendler-
block und Ausstellung Deutscher Wi-

derstand auf dem Programm. Beim 
Besuch des Deutschen Bundestages 
konnte eine Bundestagsdebatte ver-
folgt werden. Das anschließende per-
sönliche Gespräch mit MdB Anette 
Kramme erlaubte Einblicke in die 
Chancen und Grenzen der Arbeit ei-
ner Volksvertreterin in Berlin. Das 
überaus engagierte und kompetente 
Auftreten von Anette Kramme hat 
die Besuchergruppe jedenfalls stark 
beeindruckt.

Berlins Hauptstadtflair wurde bei 
weiteren Besichtigungen im Regie-
rungsviertel begierig aufgesogen. 
Dass auch die Bayerische Vertretung 
in Berlin aufgesucht wurde, versteht 
sich bei dieser Besuchergruppe von 
selbst. Hier, ganz in der Nähe des dbb-
Hauses erläuterte der stellvertretende 
dbb Bundesvorsitzende Heinz Ossen-
kamp aktuelle Fragestellungen und 
die Interessenvertretung durch den 
dbb und dbb-Tarifunion. <

HEIKO POHLMANN

„Europa ist in München angekom-
men“, so begrüßte Klaus Fahle, Lei-
ter der Nationalen Agentur (NA) Bil-
dung für Europa beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB), die zahl-
reich versammelten Gäste im großen 
Sitzungssaal des Rathauses in Mün-
chen. Da es sich bei dieser Veranstal-
tung um die Eröffnungsveranstaltung 
für das neue Programm der Europä-
ischen Union „Lebenslanges Lernen“ 
handelte und man sich dazu die Lan-
deshauptstadt Bayerns ausgesucht 
hatte, war auch der VLB mit dem 
Landesvorsitzenden Hans Käfler und 
dem Referenten für Lehrerbildung, 
Heiko Pohlmann, vertreten. 

Die zweite Phase des EU-Bil-
dungsprogramms SOKRATES läuft 
mit dem Jahre 2006 aus. Im Schulbe-
reich sind hiervon die verschiedenen 
Aktionen des Unterprogramms CO-
MENIUS und das für die beruflichen 

Schulen zuständige Programm LE-
ONARDO DA VINCI betroffen. In 
der Nachfolge werden die Programme 
LEONARDO DA VINCI (beruf-
liche Bildung), sowie die bisherigen 
SOKRATES-Aktionen COMENIUS 
(Schulbildung), ERASMUS (Hoch-
schulbildung) und GRUNDTVIG 
(Erwachsenenbildung) als sektorale 
Programme nun unter einem gemein-
samen Dach, dem EU-Bildungspro-
gramm „Lebenslanges Lernen“, zu-
sammengefasst. Dieses Programm be-
ginnt im Jahr 2007, hat eine Laufzeit 
von sieben Jahren und ist mit einem 
Gesamtbudget von 7 Mrd. Euro aus-
gestattet. Das zuständige Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
(BMBF) hat die Nationalen Agentur 
Bildung für Europa beim BIBB als 
Nationale Agentur für die sektoralen 
Programme LEONARDO DA VIN-
CI und GRUNDTVIG benannt. 

Der Programmstart im Januar 
2007 setzt voraus, dass die ausstehen-

den Verhandlungen bis Anfang De-
zember 2006 abgeschlossen sind. Un-
ter dieser Voraussetzung ist damit zu 
rechnen, dass erläuternde Dokumen-
te und Antragsunterlagen rechtzeitig 
zur Verfügung gestellt werden. Unter 
Beibehaltung der Programmbezeich-
nungen LEONARDO ist davon aus-
zugehen, dass ähnliche Fördermög-
lichkeiten für Projektaktivitäten und 
die europäische Mobilität wie bisher 
angeboten werden.

LEONARDO DA VINCI für die be-
ruflichen Schulen
Ziel insbesondere des für die be-
ruflichen Schulen zuständigen Pro-
gramms LEONARDO DA VIN-
CI ist, einen Beitrag zur Entwick-
lung eines hochwertigen lebenslan-
gen Lernens zu leisten und die ho-
hen Leistungsstandards zu fördern, 
um einen europäischen Raum des le-
benslangen Lernens zu schaffen. Ge-
fördert werden sollen:
• die Mobilität von Lehrenden und 

Lernenden in der Erstausbildung 
und der Weiterbildung,

• die Mobilität der Arbeitnehmer 
und des Bildungspersonals,

• ab 2008 auch Partnerschaften in 
kleinen multilateralen Projekten 
für die themenbezogene Zusam-
menarbeit aus mehreren Ländern, 
die dem Transfer und der Entwick-
lung von Innovationen dienen und

• Netzwerke in den Mitgliedsstaaten 
der EU und zusätzlich in Bulgari-
en, Rumänien, den EWR-Ländern 
Island, Lichtenstein und Norwe-
gen. Die Türkei, die Schweiz und 
die Länder des westlichen Balkans 
stehen als Kandidaten an.

Zur Förderung der Mobilität kön-
nen kleine Aktivitäten, Einzelpro-
jekte oder Poolprojekte gefördert 
werden. Mindestens 60 Prozent des 
Budgets soll für Partnerschaftspro-
jekte ausgegeben werden, um die Mo-
bilität zu steigern, anvisiert ist dabei 
eine kontinuierliche Steigerung auf 
80 000 Teilnehmer jährlich.

Um die Antragsstellung und die 
Zuweisung der Zuschüsse zu verein-
fachen, werden Zuschüsse bis 25 000,– 
Euro als Pauschale gewährt, maxi-

mal 4 Pauschalen je Einrichtung pro 
Jahr. Damit wird deutlich, dass die 
EU sich aufmacht, das lebenslange 
Lernen deutlich in den Vordergrund 
zu stellen. Betrachtet man zusätzlich 
die schon begonnenen aktuellen Ak-
tivitäten im Rahmen des Programms 
LEONARDO, so ist zu erkennen, 

Neues EU-Bildungsprogramm aufgelegt:

Lebenslanges Lernen

dass die zum 1. Oktober 2006 begon-
nenen neuen 23 Innovationsprojekte  
schon Großes anstoßen. Die Spann-
breite reicht vom Transportwesen, 
der Luft- und Raumfahrt, der Che-
mie, der Wasserwirtschaft, über den 
Handel und den Tourismus bis hin zu 
den Humandienstleistungen. <

KMK-Pressemitteilung

Die Kultusministerkonferenz hat sich 
auf ihrer 316. Plenarsitzung am 07. 
und 08. Dezember 2006 in Brüssel un-
ter dem Vorsitz ihrer Präsidentin, Mi-
nisterin Ute Erdsiek-Rave, insbeson-
dere mit folgenden Themen befasst:
• Europäische Bildungs-, Wissen-

schafts- und Kulturpolitik 
• Nationaler Bildungsbericht 2006 – 

Gemeinsame Schlussfolgerungen 
der Kultusministerkonferenz und 
des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung 

• Arbeit an fachspezifischen Stan-
dards für die Lehrerbildung 

• Wahl des Präsidenten und des Prä-
sidiums für das Jahr 2007 

Europäische Bildungs-, Wissen-
schafts- und Kulturpolitik
Anlässlich der Übernahme der deut-
schen EU-Präsidentschaft hat die 
Kultusministerkonferenz aktuelle 
Themen und Perspektiven der euro-
päischen Bildungs-, Forschungs- und 
Kulturpolitik in den Mittelpunkt ihrer 
Beratungen gestellt. In Gesprächen 
mit dem EU-Kommissar für Bildung 
und Kultur Ján Figel‘ und Direk-
tor Richard Escritt in Vertretung des 
Kommissars für Forschung wurden 
Vorhaben der deutschen EU-Präsi-
dentschaft und Möglichkeiten der Zu-
sammenarbeit erörtert.

„Die Präsenz der Kultusminister-
konferenz in Brüssel zum Auftakt der 

deutschen EU-Präsidentschaft 2007 
ist Ausdruck der Bedeutung, die die 
Länder aktuell den Vorhaben auf EU-
Ebene im Bildungs-, Forschungs- und 
Kulturbereich beimessen“, sagte die 
Präsidentin der Kultusministerkon-
ferenz, Ministerin Ute Erdsiek-Rave. 
„Der im Jahr 2000 eingeleitete Lissa-
bon-Prozess hat den Bereichen Bil-
dung und Forschung eine Schlüssel-
rolle für Innovation, Wachstum und 
Beschäftigung zugewiesen. Die Ge-
spräche mit Kommissar Figel’ und 
Direktor Escritt sind eine sehr gu-
te Grundlage für die weitere Zusam-
menarbeit zwischen der Kultusminis-
terkonferenz und der Kommission.“ 

Gespräche der Kultusminister-
konferenz mit EU-Kommissar Fi-
gel’ und Direktor Escritt
Die Kultusministerkonferenz hat mit 
Kommissar Figel‘ aktuelle EU-Vor-
haben aus dem Lissabon-Arbeitspro-
gramm der EU-Bildungsminister 
„Bildung und Ausbildung 2010“ er-
örtert, die für die deutsche Bildungs-
politik von hoher Relevanz sind. Die 
Kultusministerkonferenz hat dabei ih-
re Kooperationsbereitschaft im Hin-
blick auf die Realisierung der ge-
meinschaftlichen Vorhaben unterstri-
chen und dargelegt, dass viele der von 
den Ländern in der Kultusminister-
konferenz vereinbarten bildungspoli-
tischen Beschlüsse mit denen auf EU-
Ebene angestrebten Zielen überein-
stimmen, z. B. die Intensivierung der 

frühkindlichen Förderung, individu-
elle Fördermaßnahmen zur Vermei-
dung von frühzeitigem Schulabbruch 
oder die Modernisierung der Hoch-
schulbildung. Die Kultusministerkon-
ferenz hat jedoch auch den Wert der 
Vielfalt der Bildungssysteme in Euro-
pa hervorgehoben, die durch die vor-
gesehenen Maßnahmen nicht verlo-
ren gehen darf. 

Übereinstimmend mit Kommissar 
Figel‘ hat die Kultusministerkonfe-
renz festgestellt, dass die Realisierung 
des Europäischen Qualifikationsrah-
mens ein prioritäres Ziel der EU-Bil-
dungskooperation ist. Der Europä-
ische Qualifikationsrahmen wird die 
Vielfalt der in Europa vorhandenen 
Bildungsangebote, Bildungsabschlüs-
se und Niveaustufen transparenter 
machen und zur Mobilität von Auszu-
bildenden, Studierenden und Arbeit-
nehmern beitragen. 

Ein weiteres wichtiges Vorhaben, 
das während der deutschen EU-Prä-
sidentschaft beraten wird, ist die von 
der Kommission vorgeschlagene 
Gründung des Europäischen Techno-
logieinstituts (ETI). Ziel dieses Tech-
nologieinstituts soll es sein, die Inno-
vationskapazität der Mitgliedsstaa-
ten und der Gemeinschaft zu stärken 
und damit zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft beizu-
tragen. Die Kultusministerkonferenz 
verdeutlichte der Kommission ihre 
Bedenken gegen die vorliegende Kon-
zeption des Europäischen Technolo-
gieinstituts insbesondere im Hinblick 
auf die Gefahr der Zersplitterung 
von Ressourcen der Mitgliedsstaa-
ten. Stattdessen regte sie ein alterna-
tives Konzept im Sinne der vom Euro-
päischen Rat geforderten Vernetzung 
von herausragenden Forschungs- und 
Innovationsgemeinschaften in Euro-
pa an. Kommissar Figel’ betonte, dass 
die von der Kommission vorgeschla-
gene Konzeption keineswegs zu einer 
Zersplitterung von Ressourcen der 
Mitgliedstaaten führen wird, sondern 
zu einer verstärkten Vernetzung und 
integrierten Zusammenarbeit der Ak-
teure in den Bereichen Bildung, For-
schung und Innovation. Die Kommis-
sion beabsichtigt, eine Zusammenar-
beit auf der Europäischen Ebene zu 

Plenarsitzung der KMK:

Ergebnisse der der Kultusminis-
terkonferenz in Brüssel
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unterstützen, keinesfalls jedoch Res-
sourcen von den Mitgliedstaaten ab-
zuzweigen.

Besondere Anliegen der Kultusmi-
nisterkonferenz für die Zukunft des 
europäischen Einigungsprozesses sind 
konkrete Schritte innerhalb der neu-
en Bildungs- und Kulturprogramme, 
die dazu beitragen, europäisches Be-
wusstsein insbesondere bei der jungen 
Generation zu entwickeln und Begeis-
terung für Europa zu wecken. 

Darüber hinaus wird die Kultus-
ministerkonferenz in Kürze eine Ver-
einbarung mit der Bundesregierung 
zur Durchführung des neuen EU-Bil-
dungsprogramms „Lebenslanges Ler-
nen“ (2007 – 2013) abschließen, mit 
der in Deutschland rechtzeitig die 
Weichen dafür gestellt werden, dass 
das neue Programm erfolgreich an-
laufen kann.

Weiterhin wird zu Beginn der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft am 
22. 01. 2007 ein EU-Projekttag in den 
Schulen mit vielfältigen Aktionen in 
den Ländern durchgeführt, um Schü-
lerinnen und Schülern die europä-
ische Idee näher zu bringen. 

Nationaler Bildungsbericht  
2006 – Gemeinsame Schlussfol-
gerungen der Kultusministerkon-
ferenz und des Bundesministeri-
ums für Bildung und Forschung
Die Kultusministerkonferenz und 
das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung haben gemeinsame 
Schlussfolgerungen aus dem im Ju-
ni vorgestellten nationalen Bildungs-
bericht 2006 vereinbart. Der Bericht 
folgt dem Konzept „Bildung im Le-
benslauf“. Schwerpunkt des ersten 
gemeinsamen Bildungsberichts ist ei-
ne Analyse zum Thema Bildung und 
Migration. 

Kultusministerkonferenz und Bun-
desbildungsministerium stimmen dar-
in überein, die Reformanstrengungen 
im Bildungsbereich zu beschleunigen. 
Dabei sind Maßnahmen zur besseren 
Integration von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund von 
besonderer Dringlichkeit. Der An-
teil von Migranten „mit einer aner-
kannten Berufsausbildung oder einem 
abgeschlossenen Studium muss deut-

lich erhöht werden“, heißt es in den 
Gemeinsamen Schlussfolgerungen. 
Die frühe und individuelle Förderung 
sowie Ganztagsschulen schaffen neue 
Möglichkeiten, um die Koppelung von 
sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
zu überwinden. 

Die Gemeinsamen Schlussfolge-
rungen werden dem Bundeskabinett 
zugeleitet, das sich am 13. Dezember 
2006 mit dem nationalen Bildungsbe-
richt befassen wird. Die parlamenta-
rische Beratung im Bundestag wird 
voraussichtlich Anfang 2007 erfol-
gen.

Arbeit an fachspezifischen Stan-
dards für die Lehrerbildung
Die Kultusministerkonferenz hat in 
Brüssel eingehend über den derzei-
tigen Stand der Lehrerbildung bera-
ten. Die im Dezember 2004 verab-
schiedeten „Standards für die Lehrer-
bildung: Bildungswissenschaften“ be-
schreiben die überfachlichen Kompe-
tenzen, die Lehrerinnen und Lehrer 
während ihrer Ausbildung zur Aus-
übung ihres verantwortungsvollen 
Berufs erwerben sollen. Diese Stan-
dards sind seit dem Ausbildungsjahr 
2005/2006 Grundlage für die Lehrer-
bildung.

Im März 2006 ist mit der Erarbei-
tung ländergemeinsamer und ver-
bindlicher Standards für die einzel-
nen Unterrichtsfächer und ihre Fach-
didaktiken als zweiter Säule und zur 
Ergänzung der auf die Bildungswis-
senschaften bezogenen Standards be-
gonnen worden. Die bereits für die 
Fächer Deutsch und Physik erar-
beiteten Entwürfe dienen dabei als 
Muster für weitere Fächer. Die hier 
beschriebenen inhaltlichen Anfor-
derungen beziehen sich auf Kompe-
tenzen in den Bereichen Fachwissen, 
fachspezifische Arbeitsmethoden 
und fachdidaktisches Wissen. Dabei 
wird zwischen Anforderungen für 
Lehrämter der Sekundarstufe I und 
Anforderungen für Lehrämter der 
Sekundarstufe II unterschieden. Für 
die Grundschulbildung werden die 
Anforderungen unter einem integra-
tiven Fachkonzept „Grundschulbil-
dung“, für die Förderschule/Sonder-
schule unter dem Fachkonzept „Päd-

agogik der Förderschule/Sonder-
schule“ jeweils zusammenfassend be-
schrieben.

Der Fächerkanon wird derzeit lau-
fend erweitert. Für die Erarbeitung der 
fachlichen Standards konnten renom-
mierte Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler gewonnen werden. Ein 

Der Europäische Rat hat im Jahr 2000 auf sei-

ner Tagung in Lissabon das strategische Ziel 

festgelegt, die Europäische Union zum wettbe-

werbsfähigsten und dynamischsten wissensba-

sierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen. 

Es herrscht Konsens darüber, dass eine 

fortschrittliche Wissensgesellschaft der Schlüs-

sel zu höheren Wachstums- und Beschäfti-

gungsraten ist. Allgemeine und berufliche Bil-

dung sind wesentliche Prioritäten für die Eu-

ropäische Union auf dem Weg zur Verwirkli-

chung dieser Ziele von Lissabon. Deshalb ha-

ben das Europäische Parlament und der Rat 

der Europäischen Union ein Aktionspro-

gramm für lebenslanges Lernen aufgelegt, das 

den Zeitraum 2007 bis 2013 umfassen soll (s. 

Pohlmann, EU-Bildungsprogramm „Lebens-

langes Lernen“) Wir dokumentieren diesen 

Beschluss in Auszügen.

Beschluss Nr. 1720/2006/EG des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates über ein Aktionsprogramm im 
Bereich des lebenslangen Lernens

Artikel 1
Festlegung des Programms für 
lebenslanges Lernen

(1) Mit diesem Beschluss wird ein Pro-
gramm für Maßnahmen der Gemein-
schaft im Bereich des lebenslangen Ler-
nens (nachstehend„Programm für lebens-
langes Lernen“ genannt) festgelegt.

(2) Das allgemeine Ziel des Programms für 
lebenslanges Lernen besteht darin, durch 
lebenslanges Lernen dazu beizutragen, 
dass sich die Gemeinschaft zu einer fort-
schrittlichen wissensbasierten Gesell-
schaft mit nachhaltiger wirtschaftlicher 
Entwicklung, mehr und besseren Arbeits-
plätzen und größerem sozialen Zusam-
menhalt entwickelt, in der zugleich ein 
guter Schutz der Umwelt für künftige Ge-
nerationen gewährleistet ist. Insbesonde-
re soll das Programm den Austausch, die 
Zusammenarbeit und die Mobilität zwi-
schen den Systemen der allgemeinen und 

beruflichen Bildung in der Gemeinschaft 
fördern, so dass sich diese zu einer welt-
weiten Qualitätsreferenz entwickeln.

(3) Die speziellen Ziele des Programms für 
lebenslanges Lernen sind:

 a) Beitrag zur Entwicklung eines hoch-
wertigen lebenslangen Lernens und För-
derung von hohen Leistungsstandards, In-
novation sowie einer europäischen Di-
mension innerhalb der einschlägigen Sys-
teme und Verfahren;

 b) Unterstützung der Verwirklichung 
eines europäischen Raums des lebenslan-
gen Lernens;

 c) Unterstützung der Verbesserung der 
Qualität, Attraktivität und Zugänglich-
keit der in den Mitgliedstaaten verfüg-
baren Angebote für lebenslanges Lernen;

 d) Stärkung des Beitrags des lebenslan-
gen Lernens zum sozialen Zusammenhalt, 
zur aktiven Bürgerschaft, zum interkultu-
rellen Dialog, zur Gleichstellung der Ge-
schlechter und zur persönlichen Entfal-
tung;

 e) Unterstützung der Förderung von Kre-
ativität, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäfti-
gungsfähigkeit und Entwicklung von Un-
ternehmergeist;

 f) Beitrag zur Steigerung der Beteiligung 
von Menschen aller Altersgruppen am le-
benslangen Lernen, einschließlich Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen und 
benachteiligte Gruppen, ungeachtet ihres 
sozioökonomischen Hintergrunds;

 g) Förderung des Sprachenlernens und 
der sprachlichen Vielfalt;

 h) Förderung der Entwicklung von inno-
vativen, IKT-gestützten Inhalten, Diens-
ten, pädagogischen Ansätzen und Verfah-
ren für das lebenslange Lernen;

 i) Stärkung der Rolle des lebenslangen 
Lernens bei der Entwicklung eines euro-
päischen Bürgersinns auf der Grundlage 
der Sensibilisierung für Menschenrechte 
und Demokratie und deren Achtung so-
wie bei der Förderung von Toleranz und 
Respekt für andere Menschen und Kul-
turen;

 j) Förderung der Zusammenarbeit bei der 
Qualitätssicherung in allen Bereichen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung in 
Europa;

 k) Förderung des bestmöglichen Einsatzes 
von Ergebnissen, innovativen Produkten 
und Prozessen sowie Austausch vorbild-
licher Verfahren in den vom Programm 
für lebenslanges Lernen abgedeckten Be-
reichen zur Verbesserung der Qualität der 
allgemeinen und beruflichen Bildung.

(4) Gemäß den im Anhang festgelegten Ver-
waltungsbestimmungen unterstützt und 
ergänzt das Programm für lebenslanges 
Lernen Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
unter strikter Beachtung ihrer Verantwor-
tung für die Inhalte der Systeme der all-
gemeinen und beruflichen Bildung sowie 
der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen.

(5) Wie in Artikel 3 dargelegt, werden zur Er-
reichung der Ziele des Programms für le-
benslanges Lernen vier sektorale Pro-
gramme, ein Querschnittsprogramm und 
das Programm Jean Monnet durchge-
führt.

(6) Die Durchführung dieses Beschlusses be-
ginnt am 1. Januar 2007 und endet am 31. 
Dezember 2013.

Artikel 3
Einzelprogramme

(1) Die sektoralen Einzelprogramme sind:
 a) das Programm Comenius, das ausge-

richtet ist auf die Lehr- und Lernbedürf-
nisse aller Beteiligten der Vorschul- und 
Schulbildung bis zum Ende des Sekundar-
bereichs II sowie auf die Einrichtungen 
und Organisationen, die entsprechende 
Bildungsgänge anbieten;

 b) das Programm Erasmus, das ausgerich-
tet ist auf die Lehr- und Lernbedürfnisse 
aller Beteiligten der formalen Hochschul-
bildung und der beruflichen Bildung der 
Tertiärstufe – unabhängig von der Länge 
des Bildungsgangs oder ihrer Qualifikati-
on und einschließlich Promotionsstudien 
– sowie auf die Einrichtungen und Orga-
nisationen, die entsprechende allgemeine 

oder berufliche Bildungsgänge anbieten 
oder fördern;

 c) das Programm Leonardo da Vinci, das 
ausgerichtet ist auf die Lehr- und Lernbe-
dürfnisse aller Beteiligten der beruflichen 
Bildung – ausgenommen die berufliche 
Bildung der Tertiärstufe – sowie auf die 
Einrichtungen und Organisationen, die 
entsprechende Bildungsgänge anbieten 
oder fördern;

 d) das Programm Grundtvig, das ausge-
richtet ist auf die Lehr- und Lernbedürf-
nisse aller Beteiligten der Erwachsenen-
bildung jeglicher Art sowie auf die Ein-
richtungen und Organisationen, die ent-
sprechende Bildungsgänge anbieten oder 
fördern.

(2) Das Querschnittsprogramm umfasst die 
folgenden vier Schwerpunktaktivitäten:

 a) politische Zusammenarbeit und Inno-
vation in Bezug auf lebenslanges Lernen;

 b) Förderung des Sprachenlernens;
 c) Entwicklung von innovativen, IKT-

gestützten Inhalten, Diensten, pädago-
gischen Ansätzen und Verfahren für das 
lebenslange Lernen;

 d) Verbreitung und Nutzung der Ergeb-
nisse von im Rahmen des Programms 
und der entsprechenden Vorgängerpro-
gramme geförderten Maßnahmen sowie 
Austausch vorbildlicher Verfahren.

(3) Mit dem Programm Jean Monnet wer-
den Einrichtungen und Aktivitäten im 
Bereich der europäischen Integration ge-
fördert. Das Programm umfasst die fol-
genden drei Schwerpunktaktivitäten:

 a) die Aktion Jean Monnet;
 b) Betriebskostenzuschüsse zur Unter-

stützung bestimmter Einrichtungen, die 
sich mit Fragen der europäischen Integra-
tion befassen;

 c) Betriebskostenzuschüsse zur Unter-
stützung anderer europäischer Einrich-
tungen und Vereinigungen im Bereich der 
allgemeinen und beruflichen Bildung.

Gesamtpaket ländergemeinsamer in-
haltlicher Anforderungen für alle Un-
terrichtsfächer, die in den Prüfungs-
ordnungen aller Länder vorkommen, 
wird in absehbarer Zeit vorliegen. Die 
ländergemeinsamen inhaltlichen An-
forderungen an das Lehramtsstudium 
sind wichtiger Teil des Arbeitsschwer-

punkts der Kultusministerkonferenz, 
die Qualität in der Bildung zu verbes-
sern und Vergleichbarkeit weiter zu 
gewährleisten.

Neuer Präsident für 2007
Mit Beginn des Jahres 2007 über-
nimmt der Berliner Senator für Bil-

dung, Wissenschaft und Forschung, 
Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner, die Präsi-
dentschaft der Kultusministerkonfe-
renz.  <
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Die deutschen Kultusminister müs-
sen! für das Erreichen der Lissa-
bon-Ziele mehr Gas geben. Das for-
dert der Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertages 
(DIHK), Ludwig Georg Braun, an-
lässlich der Konferenz der Kultusmi-
nister in Brüssel. 

Braun: „Seit dem Jahr 2000 ist 
es nicht gelungen, die Lesekompe-
tenz der Schüler zu verbessern, ob-
wohl in der Lissabon-Strategie ver-
einbart worden ist, den Anteil der Le-
seschwachen bis zum Jahr 2010 um 
20 Prozent zu verringern. Hier hinkt 
Deutschland nach wie vor hinter den 
Fortschritten anderer Länder her. So 
liegt der Anteil leseschwacher 15-jäh-

riger Schüler in Deutschland mit rund 
22 Prozent deutlich über dem EU-
Durchschnitt von 19 Prozent. 

Kleine Schritte nach vorn reichen 
nicht, wenn andere große Sprün-
ge machen. 80 000 Schüler, die in je-
dem Jahr ohne Abschluss die Schule 
verlassen, sind schlicht zu viel, auch 
wenn Deutschland damit rein formal 
inzwischen die EU-Vorgabe von zehn 
Prozent einhält. Außerdem weisen 
selbst viele Schulabgänger mit Ab-
schluss eklatante Defizite auf. 

Bund und Länder hatten im deut-
schen Lissabon-Reformprogramm 
den Ausbau der Wissensgesellschaft 
als zentrale Voraussetzung für die 
Zukunftsfähigkeit einer modernen 

DIHK zur Tagung der Kultusminister in Brüssel:

Unterstützung der Schulen lässt auf sich warten

HANS PREISSL

Seit nunmehr 53 Jahren publiziert 
Shell Studien, die einen Blick wer-
fen auf die aktuelle Lebenssituati-
on der jungen Menschen. Daneben 
stellen sie dar, wie die Jugendgene-
ration ihre Zukunftssaussichten be-
urteilt. Die Shell AG beauftragt da-
zu unabhängige Expertenteams. 
Die aktuelle 15. Jugendstudie ent-
stand unter der Federführung der 
beiden Bielefelder Sozialwissen-
schaftler Professor Dr. Klaus Hur-
relmann und Professor Dr. Mathias 
Albert. In Zusammenarbeit mit dem 
Münchner Forschungsinstitut TNS 
Infratest Sozialforschung unter Lei-
tung von Ulrich Schneekloth wur-
den Anfang des Jahres 2006 mehr 
als 2.500 Jugendliche im Alter von 
12 bis 25 Jahren zu ihrer Lebenssi-
tuation, ihren Glaubens- und Wert-
vorstellungen und ihrer Einstellung 

zur Politik befragt. Zentrales Ergeb-
nis der aktuellen Studie: Die deutsche 
Jugend entwickelt sich von einer op-
timistischen zu einer eher pragma-
tischen Generation.

Zukunftsperspektiven werden 
differenziert wahrgenommen
Die 14. Shell-Jugendstudie von 2002 
hatte den jungen Menschen noch ei-
nen großen persönlichen Optimis-
mus bescheinigt. Veränderte gesell-
schaftliche Rahmenbedingungen 
scheinen zu einer etwas differenzier-
teren Betrachtungsweise der Lebens-
situation junger Menschen geführt zu 
haben. Die sensible Wahrnehmung 
gesellschaftlicher Probleme beför-
dert bei einer großen Mehrheit der 
jungen Menschen erhebliche Ängste 
vor allem, was die künftigen Chan-
cen in der Berufswelt betrifft. So be-
fürchten fast 70 Prozent der Jugend-
lichen entweder den Job zu verlieren 

oder keinen passenden Arbeitsplatz 
zu finden. 2002 hatte nur etwas mehr 
als die Hälfte der jungen Menschen 
diese Sorge. Die gedämpften per-
sönlichen Zukunftsaussichten kor-
respondieren mit einer eingetrübten 
Wahrnehmung der Zukunft unserer 
Gesellschaft. 53 Prozent sehen sie 
eher düster. 2002 lag dieser Wert bei 
nur 45 Prozent.

So sieht die aktuelle Studie die 
Jugendgeneration spürbar „unter 
Druck“. Trotz eingetrübter Zukunfts-
aussichten bescheinigt sie aber den 
Jugendlichen: „Sie lassen sich nicht 
entmutigen.“ Von Resignation und 
Ausstieg in vermeintliche jugendliche 
Ersatzwelten könne nach wie vor kei-
ne Rede sein. Vielmehr bleibe „Auf-
stieg statt Ausstieg“ Motto der Ju-
gendlichen.

Wie Jugendliche ihre Aussichten 
für die Zukunft empfinden, hängt 
eng zusammen mit ihren aktuellen 
Lebensumständen in Familie, Schu-
le und Freizeit. „Vielfältige Faktoren 
wie die politische und wirtschaft-
liche Situation, Bildungserfolge oder 
-misserfolge und das soziale Umfeld 
beeinflussen die Zukunftsperspek-
tiven Jugendlicher.“, so der einleuch-
tende Erklärungsansatz der 15. Ju-
gendstudie.

Die „Schlüsselfrage Bildung“  
bestimmt maßgeblich Lebens-
chancen
Die Studie räumt ein, dass sich den 
Jugendlichen auf dem Weg in die Er-
wachsenenwelt nicht nur Chancen er-
öffnen. Sie sieht sie vielmehr  „mit 
dem Risiko konfrontiert, eventuell zu 
scheitern.“ Dieses Risiko wird erheb-
lich bestimmt durch die „Schlüsselfra-
ge  Bildung“. Was alle großen inter-
nationalen Bildungsvergleiche erge-
ben, bestätigt auch die Shell-Jugend-
studie: Wer in einem sozial privilegier-
ten Elternhaus aufwächst, durchläuft 
sowohl aussichtsreichere Schulformen 
als auch hochwertigere berufliche 
Ausbildungen. Unterschichtjugend-
liche tummeln sich hingegen vorwie-
gend an Haupt- und Sonderschulen. 
Auf dem sich anschließenden beruf-
lichen Ausbildungsweg erzielen diese 
Jugendlichen nicht die Resultate, die 
ihrem Potenzial entsprechen, beklagt 
die Shell-Studie. Wer die Schule oh-
ne oder mit niedrigem Abschluss ver-
lässt, kann „keinesfalls damit rechnen, 
einen Ausbildungsplatz zu erhalten“. 
Geringe Bildungschancen werden zur 
Barriere beim Eintritt ins Berufsleben 
und zeichnen eine wenig attraktive 
Laufbahn in gering qualifizierten Be-
reichen voraus. Die Auswirkungen der 
ungleichen Bildungschancen nehmen 
die Jugendlichen recht bewusst wahr: 
Von den Hauptschülern blicken nur 37 
Prozent zuversichtlich in die Zukunft, 
während die Altersgenossen am Gym-
nasium sich zu 57 Prozent optimistisch 
zeigen.  Bei den Auszubildenden ist der 
Lebensoptimismus stark abhängig von 
der beruflichen Perspektive. Diejeni-
gen, die davon ausgehen können vom 
Betrieb übernommen zu werden, sind 
zu fast 60 Prozent optimistisch. Wenn 
sie nicht mit einer Festanstellung rech-
nen können, fällt dieser Wert auf unter 
40 Prozent.

Einen bedenklichen Zusammen-
hang offenbart die aktuelle Studie. 
Drohende Arbeitslosigkeit und ein-
geschränkte Bildungschancen wirken 
sich neben schlechten Wohnverhält-
nissen auf das Gesundheitsverhalten 
der jungen Generation aus. Jugendli-
che aus bildungsferneren Schichten er-
nähren sich deutlich ungesünder, trei-

ben weniger Sport und rauchen mehr 
als doppelt so häufig wie Gleichalt-
rige mit günstigeren Rahmenbedin-
gungen. 

Auch im Freizeitverhalten tut sich 
eine deutliche Kluft auf. Die Stu-
die bezeichnet Jugendliche aus der 
Mittel- und Oberschicht als „krea-
tive Freizeitelite“: Sie lesen viel, sind 
künstlerisch aktiv und pflegen inten-
siv soziale Kontakte.  Jugendliche aus 
sozial benachteiligten Familien ver-
bringen ihre Freizeit überwiegend 
mit Computerspielen und Fernsehen.  
„Verbindet sich dies mit einer Ab-
wendung von Schule und Berufsaus-
bildung, liegt ein riskantes Abrücken 

15. Shell Jugendstudie – Jugend 2006:

Ungewisse Zukunftsaus- 
sichten dämpfen Optimismus 
der jungen Generation

von gesellschaftlichen Konditionen 
vor“, kommentiert die Studie das Ver-
halten schonungslos..

„Jugend 2006 – eine pragmatische 
Generation unter Druck“, lautet der 
etwas beschönigende Titel der neu-
en Shell-Studie. Zeitungen  titeln we-
niger zurückhaltend und sprechen 
von einer „Generation ohne Träume“ 
oder einer „Jugend in Angst“

Jugendforscher Klaus Hurrelmann 
nimmt ebenfalls kein Blatt vor den 
Mund: „Der Pragmatismus gerät ins 
Schleudern. Unter der Oberfläche 
entsteht Unruhe. Die heutige Jugend 
lebt mehr in der Angst als jemals zu-
vor in der Nachkriegszeit.“ <

Bildungspolitik Bildungspolitik

Gesellschaft genannt. Gerade in der 
Bildung droht Deutschland aber, sei-
ne Zukunftspotenziale zu verspielen. 
Wir haben es bisher nicht geschafft, 
alte Zöpfe abzuschneiden und mit 
Mut neue Wege zu gehen. Unser Bil-
dungssystem ist nach wie vor nicht 
leistungsfähig genug. 

Gebot der Stunde ist es, Migran-
tenkinder besser zu integrieren, leis-
tungsschwache – aber auch besonders 
begabte – Schüler/-innen früh und ge-
zielt zu fördern sowie die Lehrerbil-
dung grundlegend zu reformieren. 
Die Standards haben die Kultusmi-
nister zwar gesetzt, die entsprechende 
Unterstützung für die Schulen, damit 
diese die Vorgaben auch umsetzen 
können, lässt aber leider weiter auf 
sich warten.“ 

  
DIHK-Pressemitteilung

Bedarfsgerechte Bildungsarbeit – Ihre Meinung ist wichtig!

Online-Fragebogenaktion des VLB in Zusammenarbeit mit der 
dbb-akademie und dem BBB
Soweit Sie den Fragebogen nicht online unter www.vlb-bayern.de beantworten, laden Sie 
sich den Fragebogen von unserer VLB-Homepage herunter und senden den beantworteten 
Fragebogen an die VLB-Geschäftsstelle
• per Post: Dachauer Straße 4, 80333 München
• per Fax: 0 89-55 04 44 3
• per E-Mail: info@vlb-bayern.de

Wir danken Ihnen schon heute für Ihre Mitwirkung
Ansprechpartner: Wolfgang Lampl, Stellv. VLB-Landesvorsitzender
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Dienstrecht Dienstrecht

WOLFGANG LAMBL

Bayern bekommt ein neues Beamten-
recht. Dies ist jetzt möglich, weil nach 
der Föderalismusreform Besoldungs-, 
Laufbahn- und Versorgungsrecht 
auf die Länder übertragen worden 
sind. Unter dem Motto „Kompe-
tenzen nutzen – Perspektiven schaf-
fen“ hat das Bayerische Staatsminis-
terium für Finanzen zu einem Sym-
posion geladen, das Wege zu einem 
zukunftsorientierten Dienstrecht in 
Bayern aufzeigen sollte.

Finanzminister Kurt Faltlhauser 
formulierte Grundgedanken für die 
anstehende Reform. Die Zuhörer 
trauten ihren Ohren kaum, als er an-
kündigte, dass der Freistaat ein neu-
es Kapitel Bayerischer Dienstrechts-
politik einleiten wolle und gemäß 
dem Tagungsmotto die Chance beim 
Schopf packen werde, um für den 
öffentlichen Dienst in Bayern neue 
Perspektiven zu schaffen.

Wir wollen keine Sparreform
Der Staatsminister scheute sich auch 
nicht auf die misstrauisch beäugten 
finanziellen Rahmenbedingungen 
einer solchen Reform einzugehen. 
Die Erfahrungen der letzten Jahre 
haben ja das Vertrauen massiv unter-
graben, weil unter dem Deckmantel 
der Reform eine Rotstiftpolitik be-
trieben wurde, die zu massiven Ein-
sparungen im Personalsektor geführt 
hat. Hier legte sich der Finanzminis-
ter ganz eindeutig fest: „Wir wollen 
keine Sparreform; das Volumen, das 
für die heutige Besoldung zur Verfü-
gung steht, wird im Rahmen der Re-
form keinesfalls verringert.“ 

Die Glaubwürdigkeit dieser An-
kündigung versuchte Faltlhauser mit 
dem Hinweis auf die Verlängerung 
der Sonderzahlung zu stärken. Bay-
ern habe schließlich entgegen einem 
bundesweiten Trend das (stark ge-
kürzte; Anm. des Verfassers) Weih-

nachtsgeld beibehalten und das fi-
nanzielle Volumen auch über das 
Jahr 2009 hinaus garantiert.

Faltlhauser begründete dann, war-
um Bayern Neuerungen im Dienst-
recht braucht. In den letzten Jahren 
hätten sich die Anforderungen an 
den öffentlichen Dienst und damit an 
den einzelnen Mitarbeiter stark ge-
ändert. Es würden mehr Leistungs-
bereitschaft und mehr Flexibilität, 
gefordert. Deshalb müsse die baye-
rische Politik auch den notwendigen 
rechtlichen Rahmen schaffen für ein 
Dienstrecht, das Leistung honoriert, 
Flexibilität fördert und das Fortkom-
men des Mitarbeiters nicht durch ei-
ne Vielzahl von Regeln behindert. 

Instrumente, die Mitarbeiter  
fördern und motivieren
Ein Instrument sieht der Finanzmi-
nister in der Einführung von variab-
len, leistungsorientierten Gehalts-
bestandteilen. Er will über ein Sys-
tem von Leistungselementen nach-
denken, das Anreizwirkung für alle 
Beschäftigten entfaltet. Allerdings 
glaubt Faltlhauser nicht, dass die 
Stärkung der variablen Leistungsele-
mente in der Besoldung allein Leis-
tung ausreichend honoriert. Auch 
für die Zukunft sieht er in Beför-
derungen ein wesentliches Element 
der Personalförderung und Mitar-
beitermotivation. Deshalb bekann-
te er sich sehr nachdrücklich zu die-
sem Anreizinstrument: „Jeder Be-
amte sollte meines Erachtens grund-
sätzlich die Möglichkeit haben, in 
seinem Berufsleben zumindest ein-
mal befördert zu werden.“ In diesem 
Zusammenhang sprach Faltlhauser 
das Thema Beförderungsämter im 
Volksschulbereich an. Er habe im-
mer betont, dass er das durchaus für 
einen Punkt halte, über den im Rah-
men der Reform gesprochen werden 
müsse. Dann ließ er sich allerdings 
zu einer Äußerung hinreißen, die er-

neut erhebliche Unruhe in die Leh-
rerschaft tragen wird. Es reiche nicht 
aus Beförderungsämter zu schaf-
fen. Es müsse vielmehr die gesamte 
Struktur der Lehrerbesoldung über-
prüft werden. Und hier machte er ei-
ne Andeutung, die leicht als Drohung 
missverstanden werden könnte: 

„Wir müssen bei der Höhe der 
Lehrerbesoldung insgesamt den eu-
ropäischen Vergleich sehen. Hier 
liegt Deutschland schon jetzt im obe-
ren Spitzenbereich.“ Bei solchen Äu-
ßerungen besteht ohne Zweifel die 
Gefahr, dass recht fahrlässig wert-
volles Porzellan zerschlagen wird. 
Wer kann hier noch dem  Bekenntnis  
zu Motivation und Anreizwirkung 
von Besoldungselementen trauen?

Zurecht mahnte deshalb der Vor-
sitzende des Bayerischen Beamten-
bundes, Rolf Habermann, dass sich 
das Gedächtnis der Staatsregierung 
nicht noch einmal derart kurzle-
big und lückenhaft erweisen dürfe, 
wie nach der letzten Wahl. „In un-
serem Gedächtnis sind die Vorgän-
ge rund um die Arbeitszeitverlänge-
rung noch äußerst lebendig.“

Der Vorsitzende des Bayerischen 
Beamtenbundes wagte in seinem en-
gagierten Beitrag auch einen Blick 
zurück und dieser Blick dokumen-
tiert, dass die veritable Vertrauens-
krise der Politik nicht ohne Grund 
ist.

Das von Faltlhauser eingeforder-
te Leistungsprinzip gehöre schon  
seit Anbeginn des modernen Be-
rufsbeamtentums zu den so genann-
ten „hergebrachten Grundsätzen“ 
des Art. 33 Grundgesetz und habe 
an vielen Stellen in der Beamtenge-
setzgebung seinen Niederschlag ge-
funden. 

Die Dienstrechtsreform von 1997 
habe zwar ergänzende Leistungse-
lemente wie Leistungszulage, Leis-
tungsprämie und Leistungsstufe ein-
geführt, diese seien aber  von den 
Beamten durch Abstriche an der 
Besoldung selbst finanziert worden. 
Während viele Dienstherrn in ande-
ren Bundesländern von diesen Ins-
trumenten gar keinen Gebrauch ge-
macht hätten, habe Bayern die –  von 
den Beamten selbst finanzierte – 

Leistungsstufe im Zuge der unzäh-
ligen Sparmaßnahmen wieder aus-
gesetzt. 

Nach Meinung des Beamtenbunds-
vorsitzenden hätte man mit dem vor-
handenen Instrumentarium schon ei-
niges erreichen können, wenn man es 
konsequent ausgeschöpft hätte. Man 
könne sich auch nicht auf ein zu en-
ges Budget im Haushalt herausreden 
– vor allem, wenn man den Haushalt 
selber aufgestellt habe.

Elemente einer sinnvollen 
Dienstrechtsreform
Rolf Habermann präsentierte dann 
einige Zielvorstellungen des BBB 
zur anstehenden Dienstrechtsreform 
1. Der Beamtenbund tritt für ei-

ne amtsbezogene Besoldung ein. 
Die gesetzliche Ämterzuordnung 
soll möglichst funktionsgerecht 
sein. Beförderungen sollten auch 
in Zukunft vorrangiges Mittel der  
Leistungshonorierung und -moti-
vation sein. Hierbei wird ein Kern-
punkt der anstehenden Reform 
sein, ausreichend Beförderungs-
stellen bzw. Stellenhebungen zu 
schaffen.

2. Die zukünftige Bezahlung soll 
sich im Wesentlichen aus einer 
Grundbesoldung, zusätzlichen 
Leistungselementen, insbeson-
dere einer variablen Leistungs-
bezahlung sowie zusätzlichen  
Bezahlungselementen zusammen-
setzen. Dabei soll an die vorge-
gebene Besoldungsstruktur oh-
ne Änderung der Nomenklatur  
angeknüpft werden. Selbstver-
ständlich muss die Grundbesol-
dung in ihrer Höhe mindestens 
den heutigen Grundgehaltssät-
zen entsprechen. Die flexibel nach 
dem Grad der individuellen Leis-
tung bemessene Leistungsbezah-
lung muss auf dieser Grundbesol-
dung „on top“ (übersetzt in bay-
erische Klarheit „oben drauf“) 
aufsetzen. Durch weitere Bezah-
lungselemente sollen dann beson-
dere Erschwernisse oder soziale 
Aspekte berücksichtigt werden. 
Die Widerspiegelung einer zuneh-
menden Lebens- und Berufserfah-
rung in der Besoldung sowie fami-

lienbezogene Komponenten sind 
beizubehalten. Die für die Ver-
wirklichung dieses Konzepts not-
wendig werdenden Mittel können 
ohne Weiteres aus dem Einspar-
volumen aufgebracht werden, das 
die Beamtenschaft durch längere 
Arbeitszeit seit 1994, durch sons-
tige Sparmaßnahmen und zuletzt 
durch gravierende Nichtbeach-
tung des gesetzlichen Anspruchs 
auf die Anpassung ihrer Bezüge 
erbracht hat. Hier erinnerte Ha-
bermann daran, dass schon bei 
Einbringung des Strukturreform-
gesetzes auf Bundesebene – das 
war im Jahr 2005 – die beteiligten 
Gewerkschaften die völlig unzu-
länglichen Einmalzahlungen nur 
gebilligt haben, um dieses Gesetz, 
das dann keines wurde, zu finan-
zieren. Über die bisherigen Mög-
lichkeiten hinausgehende Sank-
tionsinstrumente seien unnötig. 
Die bisherigen Reaktionsmög-
lichkeiten über das Disziplinar-
recht und die Nichtteilnahme an 
Leistungshonorierung seien völlig 
ausreichend.

3. Die notwendig werdende Leis-
tungsfeststellung ist losgelöst 
vom geltenden Beurteilungsrecht 
transparent und nachvollziehbar 
zu gestalten. Das Verfahren muss 
ressort- und behörendspezifische 
Varianten zulassen.

4. Die jährliche Sonderzahlung ist 
ungekürzt in die Grundgehälter 
bzw. Versorgungsbezüge einzu-
bauen. 

5. Die Zuordnung der Eingangsämter 
hat sich an den geforderten Bil-
dungsabschlüssen zu orientieren. 
Das jetzige System wird dem mo-
dernisierten Bildungswesen nicht 
mehr gerecht.

6. Die bewährten Grundsätze des 
Beamtenversorgungsrechts sind 
zu erhalten. Künftige leistungs-
bezogene Bezahlungselemente 
sind unter bestimmten Vorausset-
zungen versorgungswirksam zu 
gestalten. Eine „verpflichtende“ 
Heraufsetzung der Altersgrenze 
hält Habermann für den falschen 
Weg. Aus seiner Sicht kann allein 
eine zunehmende Flexibilisierung 

des Ruhestandseintritts dem de-
mographischen Wandel wirksam 
entgegentreten. In jedem Fall muss 
die zu erwartende Umsetzung in 
Privatwirtschaft und öffentlichem 
Dienst zeitlich abgestimmt er-
folgen. Die längere Dienstzeit ist 
versorgungswirksam zu gestalten. 
Insgesamt sind Anreize zum län-
geren Verbleib im Berufsleben – 
anstelle von „Bestrafungen“ bei 
vorzeitigem krankheitsbedingten 
Ausscheiden – erforderlich.

7. Die Schranken der Laufbahn-
gruppen sind deutlich durchläs-
siger zu gestalten. Die Möglich-
keit des Laufbahnwechsels ist aus-
zubauen.

8. Der Anspruch der Beamten und 
Versorgungsempfänger auf regel-
mäßige Anpassung der Bezüge an 
die wirtschaftlichen Verhältnisse 
unter Berücksichtigung der mit 
den Dienstaufgaben verbundenen 
Verantwortung, ist auch im Lan-
desrecht zu kodifizieren. 

Uneingeschränkt ist Habermann zu-
zustimmen, wenn er davor warnt die 
anstehende Dienstrechtsreform für 
Spareingriffe zu missbrauchen. Denn 
damit würde sie jede Glaubwürdigkeit 
einbüßen und die Chance der Akzep-
tanz durch die Betroffenen verspielen. 
Die bayerische Staatsregierung muss 
die anstehende Reform so gestalten, 
dass sie das in den vergangenen Jah-
ren leichtfertig vergebene Vertrauen 
zurückgewinnt. Denn wichtiger als die-
se oder jene leistungsfördernde Maß-
nahme ist eine von gegenseitiger Ach-
tung getragene Zusammenarbeit. Nur 
aus dieser erwächst das Engagement, 
das Treibstoff für optimale Leistungen 
ist. <

Symposion zur Dienstrechtsreform:

Neue Perspektiven für den  
öffentlichen Dienst in Bayern?
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HANS PREISSL

König Max I. von Bayern ließ es er-
richten, das prächtige Bauwerk der 
„Badeanstalt von Wildbad Kreuth“. 
Gäste waren unter anderem Franz 
Joseph I., die Zaren Nikolaus I. und 
Alexander I. Für sie wurde der heil-
klimatische Kurort am Tegernsee we-
gen der herrlichen Landschaft zum be-
liebten Aufenthaltsort. Sie konnten als 
Sommerfrischler die herrliche Kultur-
landschaft genießen. 

Wolfgang Lambl hat diesen Ort als 
Tagungsdestination auserkoren. Die 
sehenswerten Gebäude dienen näm-
lich heute der Hanns-Seidel-Stiftung 
als Bildungsstätte. Und zu deren Ver-
tretern scheint der Hauptpersonal-
rat einen exquisiten Draht zu haben. 
Während Personalräte früher in mit-
telmäßigen Dorfwirtshäusern geschult 
wurden, bot das Kreuther Bildungs-
zentrum alles an modernster Tagungs-
technik auf, was ein professioneller 
Seminarbetrieb braucht. Und so wur-
den in einer ganzen Serie von Grund-
schulungen neugewählte Personalrä-
te auf ihre künftige Funktion vorbe-
reitet. Das Tagungsambiente ließ al-
so wahrlich nichts zu wünschen übrig. 
Und Lambls Seminare waren profes-
sionell vorbereitet und durchgeführt . 
Nur deshalb hat es wohl jeder Teilneh-
mer verziehen, dass er allenfalls bei 
einem Blick durchs Fenster etwas da-
von mitbekam, was dem Kreuther Tal 
den Ruf eines bevorzugten Urlaubsdo-
mizils eingebracht hat.

Referententeam mit hoher  
fachlicher und methodischer 
Kompetenz
Und so standen statt Regeneration, 
Badekuren und Erholung  Mitbestim-
mungsverfahren, Monatsgespräche 
und  juristisches Quellenstudium auf 
der Agenda. Gestandene Personal-
räte mit vieljähriger Personalvertre-
tungserfahrung bildeten die Referen-

tenriege. Und da jeder der drei Refe-
renten einen anderen Lehrertyp re-
präsentierte, wurde auch bei trocke-
nen Rechtsstoffen der Monotonie kei-
ne Chance gegeben. Wolfgang Lambl 
demonstrierte, dass er trotz weitge-
hender Freistellung nichts von seinem 
methodischen Repertoire eingebüßt 
hat und scheute sich auch nicht, in ar-
beitsteiligen Gruppenarbeitsphasen 
die Selbsttätigkeit der Tagungsteilneh-
mer einzufordern. Horst Hackel gab 
hingegen eher den traditionellen Leh-
rertyp. Zum Charmeur im Nadelstrei-
fen passt nur ein referentenzentrierter 
Frontalunterricht. Wieder ganz an-
ders präsentierte sich Walter Faulha-
ber. Als Personalratsmitglied mit jahr-
zehntelanger Erfahrung spielte er sei-
ne ganze kommunikative Kompetenz 
aus. Seine Stärke liegt im interaktiven 
Dialog.

Zunächst ging es darum die Rolle 
des Personalrats zu klären. Der Perso-
nalrat ist im Bereich des öffentlichen 
Dienstes das Äquivalent zum Be-
triebsrat. Allerdings sah der Gesetz-
geber wegen der spezifischen Aufga-
benstellung des öffentlichen Dienstes 
Veranlassung ein eigenes Personalver-
tretungsgesetz (PVG) zu formulieren. 
Anders als das Betriebsverfassungsge-
setz, das eine gepflegte Konfliktkultur 
bewusst zulässt, setzt das PVG mehr 
auf den Konsensgedanken. Das Ge-
setz verpflichtet Dienststelle und Per-
sonalrat, „zum Wohle der Beschäf-
tigten und zur Erfüllung der dienstli-
chen Aufgaben im Rahmen der Ge-
setze und Tarifverträge“ vertrauens-
voll zusammenzuarbeiten. 

Das PVG schafft eine trans- 
parente Kompetenzverteilung
Die durch das Personalvertretungs-
gesetz geschaffene Kompetenzvertei-
lung ist einfach und transparent. Auf 
der Seite des „Arbeitgebers“ steht die 
Dienststelle. Spiegelbildlich wird auf 
„Arbeitnehmerseite“ (Beamte, Arbeit-

nehmer) ein Personalrat gebildet. Die 
Größe der Personalvertretung hängt 
von der Zahl der in der Dienststelle Be-
schäftigten ab. Bei einer Schule mit 51 
bis 150 Mitarbeitern setzt sich der Per-
sonalrat aus fünf Mitgliedern zusam-
men. Sind in der Dienststelle Angehö-
rige verschiedener Gruppen (Arbeit-
nehmer und Beamte) beschäftigt, so 
muss jede Gruppe entsprechend ihrer 
Stärke im Personalrat vertreten sein, 
allerdings nur, wenn dieser aus min-
destens drei Mitgliedern besteht. Die 
Amtsperiode der Bayerischen Perso-
nalräte ist von bisher vier auf jetzt fünf 
Jahre verlängert worden. Der Personal-
rat bestellt aus seiner Mitte einen Vor-
stand. Diesem gehört ein Mitglied je-
der im Personalrat vertretenen Grup-
pe an. Dabei sollen Frauen und Män-
ner gleichermaßen berücksichtigt wer-
den. Sofern der Personalrat drei oder 
mehr Mitglieder hat, ist von den Ver-
tretern der stärksten Gruppe im Per-
sonalrat ein weiteres Mitglied als stell-
vertretender Vorsitzender in den Vor-
stand zu wählen. Der Personalrat muss 
mit einfacher Stimmenmehrheit in ge-
heimer Wahl aus den Mitgliedern des 
Vorstands einen Vorsitzenden und bis 
zu zwei stellvertretende Vorsitzende 
wählen. Der Vorsitzende führt die lau-
fenden Geschäfte und vertritt den Per-
sonalrat im Rahmen der von diesem 
gefassten Beschlüsse. Falls Angelegen-
heiten nur eine Gruppe betreffen, ver-
tritt ein der Gruppe angehörendes Vor-
standsmitglied im Benehmen mit dem 
Vorsitzenden den Personalrat. 

Das Monatsgespräch –  
wichtiges Beteiligungselement 
des Personalrats
Der Leiter der Dienststelle und die 
Personalvertretung sollen einmal im 
Monat, bei Bedarf auch öfter, zu ge-
meinschaftlichen Besprechungen zu-
sammentreten. Dabei soll auch die Ge-
staltung des Dienstbetriebs behandelt 
werden, insbesondere alle Vorgänge, 
die die Beschäftigten wesentlich be-
rühren. Dabei sollen sie über strittige 
Fragen mit dem ernsten Willen zur Ei-
nigung verhandeln und Vorschläge für 
die Beilegung von Meinungsverschie-
denheiten machen. Die Bedeutung des 
Monatsgesprächs besteht also darin, 

dass sich Dienststelle und Personalver-
tretung als gleichberechtigte Partner 
in offener Atmosphäre zum regelmä-
ßigen Meinungsaustausch treffen. So 
kann das Monatsgespräch Meinungs-
verschiedenheiten klären, Missver-
ständnisse ausräumen und Verständ-
nis für die Position des anderen we-
cken, ohne einem Zwang zum Kom-
promiss zu unterliegen.  

Weites Aufgabenfeld des  
Personalrats
In § 69 listet das BayPVG die Aufga-
ben des Personalrates auf: Er soll
• Maßnahmen, die der Dienststelle 

und ihren Angehörigen dienen, be-
antragen,

• dafür sorgen, dass die zugunsten 
der Beschäftigten geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Tarifverträge, 
eingehalten werden,

• Anregungen und Beschwerden von 
Beschäftigten entgegennehmen, 

• die Eingliederung Schwerbehinder-
ter und sonstiger schutzbedürftiger, 
insbesondere älterer Personen in 
die Dienststelle fördern, 

• die Eingliederung ausländischer 
Beschäftigter in die Dienststelle 
und das Verständnis zwischen ih-
nen und den deutschen Beschäf-
tigten zu fördern,

• bei Einstellung, Beschäftigung, 
Aus-, Fort- und Weiterbildung und 
beim beruflichen Aufstieg auf die 

Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern achten und entsprechende 
Maßnahmen beantragen.

Der Personalrat ist zur Entgegen-
nahme von Beschwerden verpflichtet. 
Wenn die Sachprüfung ergibt, dass ei-
ne Beschwerde berechtigt ist, muss er 
durch Verhandlungen mit dem Dienst-
stellenleiter auf eine Erledigung hin-
wirken. Dem Beschwerdeführer steht 
das Recht zu über das Ergebnis der 
Verhandlungen unterrichtet zu wer-
den.

Damit der Personalrat seine Aufga-
ben sachgerecht durchführen kann, ist 
er rechtzeitig und umfassend zu unter-
richten. Das Gesetz schreibt vor, dass 
ihm dafür alle notwendigen Unterla-
gen zur Verfügung zu stellen sind 

Arten der Beteiligung des  
Personalrats
Neben diesem verfahrensmäßig nicht 
näher ausgestalteten Informations- und 
Anhörungsrecht, sind dem Personalrat 
auch förmliche Beteiligungsrechte ein-
geräumt. Dabei kennt das Personalver-
tretungsgesetz kennt zwei Arten der 
Beteiligung des Personalrats: Mitbe-
stimmung und Mitwirkung. Mitbestim-
mung heißt, dass die Dienststelle eine 
Maßnahme erst dann rechtswirksam 
durchführen kann, wenn der zuständi-
ge Personalrat seine Zustimmung er-
teilt hat. Der Dienststellenleiter unter-

richtet dabei den Personalrat von ei-
ner geplanten Maßnahme schriftlich 
und beantragt seine Zustimmung. Der 
Beschluss des Personalrates muss der 
Dienststelle innerhalb von zwei Wo-
chen zugeleitet werden. Verweigert er 
die Zustimmung, muss er das schrift-
lich begründen. 

Mitbestimmungsrechte
Welche Maßnahmen der Mitbestim-
mung des Personalrats unterliegen, re-
gelt der Artikel 75 BayPVG:
• Einstellung, Anstellung, Ernen-

nung zum Beamten auf Lebenszeit
• Beförderung 
• Zulassung zum Aufstieg in die 

nächsthöhere Laufbahngruppe
• Höhergruppierung, Übertragung 

einer höher zu bewertenden Tätig-
keit für eine Dauer von mehr als 
sechs Monaten

• Rückgruppierung, Übertragung ei-
ner niedriger zu bewertenden Tä-
tigkeit für eine Dauer von mehr als 
sechs Monaten

• Versetzung, Umsetzung innerhalb 
der Dienststelle, wenn sie mit einem 
Wechsel des Dienstorts verbunden 
ist, es sei denn, dass der Beschäf-
tigte mit der Versetzung oder Um-
setzung einverstanden ist

• Abordnung für eine Dauer von 
mehr als drei Monaten, es sei denn, 
dass der Beschäftigte mit der Ab-
ordnung einverstanden ist

Grundlagenschulung für Personalräte:

Der Personalrat – die Vertretung 
aller Beschäftigten

Moderator und Referent Wolfgang Lambl: 
fachlich versierter und methodisch kompe-
tenter Ansprechpartner.

Horst Hackel – der Charmeur im Nadelstreifen – 
doziert, ohne belehrend zu wirken.

Walter Faulhaber lässt die Seminarteilnehmer 
an seinem reichen Erfahrungsschatz teilhaben.

Dienstrecht Dienstrecht
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• Hinausschiebung des Eintritts in 
den Ruhestand wegen Erreichens 
der Altersgrenze

• Weiterbeschäftigung von Arbeit-
nehmern über die Altersgrenze hin-
aus

• Versagung oder Widerruf der Ge-
nehmigung einer Nebentätigkeit

• Ablehnung eines Antrags auf Teil-
zeitbeschäftigung, Ermäßigung der 
Arbeitszeit oder Urlaub oder Wi-
derruf einer genehmigten Teilzeit-
beschäftigung

Initiativrecht
In allen Angelegenheiten, in denen der 
Personalrat mitbestimmt, gibt ihm das 
Gesetz ein Initiativrecht, d. h. er kann 
in wichtigen Fragen eine Entscheidung 
der Dienststelle beschleunigen oder 
erzwingen. Außerdem kann er Maß-
nahmen, die der Dienststelle und ih-
ren Angehörigen dienen, beantragen. 
Zu Anträgen und Vorschlägen des Per-
sonalrats muss der Dienststellenleiter/
die Dienststellenleiterin Stellung neh-
men. Die Ablehnung eines Antrags ist 
schriftlich zu begründen. 

Mitwirkungsrechte
Mitwirkung ist eine wesentlich schwä-
chere Form der Beteiligung. Hier 
weist der Gesetzgeber dem Personal-
rat lediglich ein Mitspracherecht zu, 
macht die Durchführung der Maßnah-
me aber nicht von der Zustimmung 
des Personalrats abhängig. Beabsich-
tigte Maßnahmen sind dabei vor der 
Durchführung rechtzeitig und einge-
hend mit dem Personalrat zu erörtern. 
Diese Gespräche sollen von einem 

ernsthaften Willen zur Verständigung 
getragen sein.

Der Artikel 76 regelt die Maßnah-
men, die einer Mitwirkung des Perso-
nalrats unterliegen. Danach hat er Be-
teiligungsrechte in sozialen und per-
sönlichen Angelegenheiten:
• Regelung der Ordnung in der 

Dienststelle und des Verhaltens der 
Beschäftigten;

• Erlass von Disziplinarverfügungen 
• Verlängerung der Probezeit
• Entlassung von Beamten auf Pro-

be oder auf Widerruf, wenn sie die 
Entlassung nicht selbst beantragt 
haben;

• vorzeitiger Versetzung in den Ru-
hestand

• allgemeinen Fragen der Fortbil-
dung der Beschäftigten

• Aufstellung von Grundsätzen für 
die Auswahl von Teilnehmern an 
Fortbildungsveranstaltungen

Außerdem wirkt der Personalrat mit 
bei
• Einführung grundlegend neuer Ar-

beitsmethoden;
• Maßnahmen zur Hebung der Ar-

beitsleistung und zur Erleichterung 
des Arbeitsablaufs;

• Gestaltung der Arbeitsplätze

Bei Nichteinigung im Mitwirkungs- 
oder Mitbestimmungsverfahren kann 
die Angelegenheit vom Dienststellen-
leiter oder dem Personalrat der über-
geordneten Dienststelle vorgelegt wer-
den mit der Folge, dass dadurch die 
dort bestehende Stufenvertretung zu-
ständig wird

„Nicht-förmliche“ Beteiligungs-
rechte
Die nicht formale Beteiligung der 
Personalräte regeln die Artikel 67 bis 
69 des PVG. Hier sind weder Form 
noch Verfahren gesetzlich festgelegt. 
Sie stellen auch die schwächste Form 
der Beteiligung des Personalrats dar. 
Sie können nämlich Maßnahmen des 
Dienststellenleiters weder verhin-
dern noch unwirksam machen. Sach-
gerechten Argumentationen des Per-
sonalrats wird sich aber kaum ein 
Dienststellenleiter so ohne weiteres 
entziehen können. 

Schweigepflicht
Dienststelle und Personalvertre-
tung arbeiten vertrauensvoll arbeiten 
nach Artikel 10 BayPVG vertrauens-
voll zusammen. Deshalb ist die Be-
achtung der Schweigepflicht eine un-
erlässliche Voraussetzung für jegliche 
Personalratstätigkeit. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit bezieht sich auf al-
le Angelegenheiten, die Personen bei 
der Wahrnehmung von Aufgaben nach 
dem Personalvertretungsgesetz be-
kannt geworden sind.  Das gilt zum 
Beispiel für:
• Beschwerden von Beschäftigten
• Meinungsäußerungen und Abstim-

mungsverhalten in Sitzungen
• Kenntnisse durch Einsichtnahme in 

Personalakten

Personalversammlung
Mindestens einmal im Halbjahr muss 
der Personalrat die Beschäftigten zu 
einer Personalversammlung einla-
den, um u. a. den Rechenschaftsbericht 

über die geleistete Arbeit zur Diskus-
sion zu stellen.  Die Personalversamm-
lung besteht aus den Beschäftigten 
der Dienststelle. Sie wird vom Vorsit-
zenden des Personalrats geleitet und 
ist nicht öffentlich. Auf der Personal-
versammlung können Empfehlungen 
an den Personalrat beschlossen wer-
den. Die anstehende Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes sieht vor 
die Zahl der Personalversammlungen 
dem Bedarf anzupassen. Künftig wird 
deshalb nur noch eine Personalver-
sammlung pro Schuljahr vorgeschrie-
ben sein.

Neben diesen ordentlichen Perso-
nalversammlungen kann der Personal-
rat bei Bedarf eine außerordentliche 
Personalversammlung einberufen; auf 
Antrag eines Viertels der wahlberech-
tigten Beschäftigten und auf Wunsch 
des Leiters der Dienststelle muss er es 
tun.

Stufenvertretung
In Angelegenheiten, in denen eine 
übergeordnete Dienststelle zur Ent-
scheidung befugt ist, wird anstelle des 
örtlichen Personalrats die bei der zu-
ständigen Dienststelle gebildete Stu-
fenvertretung beteiligt. Die entspre-
chende Stufenvertretung wird dabei 
Kontakt aufnehmen. Die Äußerungen 
der örtlichen Personalräte können, 
müssen aber nicht berücksichtigt wer-
den. Stufenvertretungen unterstützen 
die örtlichen Personalräte. Sie stehen 
für Anliegen, Informationen und Initi-
ativen zur Verfügung. Für örtliche Per-
sonalräte ist immer der Bezirksperso-
nalrat der unmittelbare Ansprechpart-
ner. Die Kontaktaufnahme zur über-
geordneten Dienststelle ist Sache des 
Dienststellenleiters.

Verbände bündeln politische  
Anliegen
Dem Personalrat steht die Öffentlich-
keit zur Durchsetzung seiner Inter-
essen nur unter erschwerten Bedin-
gungen zur Verfügung. Deshalb sieht 
Wolfgang Lambl in den Verbänden 
die Möglichkeit, politische Anliegen 
zu bündeln und deutlich zu artikulie-
ren. Ihr Gewicht hängt allerdings stark 
vom Organisationsgrad der Beschäf-
tigtengruppe ab. Nur eine starke Lob-

Gut gelaunte Seminarteilnehmer erarbeiten an Fallbeispielen Lösungs-
strategien…

…die ein konzentriertes Vertrautwerden mit einschlägigen Rechtsquel-
len voraussetzen.

by erlaubt es gegenüber Gesetzgeber 
und Exekutivorganen berechtigte An-
sprüche durchzusetzen. Dem Referen-
tenteam sei deshalb doppelt gedankt: 
Es hat intensiv, sachkundig und enga-

Annahme von Geschenken durch Lehrkräfte

Die rechtlichen Rahmenbedingungen bei der Annahme von Geschenken durch Lehrkräf-

te sind – wie sonst auch im öffentlichen Dienst – sehr restriktiv (§§ 331, 332 StGB; Art. 79 

BayBG; Korruptionsrichtlinien der Staatsregierung). Ausgenommen vom Annahmeverbot 

sind lediglich die nach allgemeiner Auffassung geringwertigen Aufmerksamkeiten sowie Ge-

schenke aus dem Mitarbeiterkreis der Beamten im herkömmlichen Sinn (s. ausführlich die VV 

zu Art. 79 BayBG). Eine feste Wertgrenze gibt es – leider – nicht. Wir drucken im Folgenden 

ein KMS ab, das über die Annahme von Belohnungen und Geschenken informiert.

Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus

Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken durch Lehrkräfte

Sehr geehrte Damen und Herren,

durch das Gesetz zur Bekämpfung der Korruption vom 13. August 1997 (BGBl I S. 2038) 

wurden die Straftatbestände der Vorteilsannahme und der Bestechlichkeit (§ 331 und 332 

StGB) auf sogenannte Drittvorteile erstreckt. Das hat dazu geführt, dass auch die Annahme 

von Belohnungen und Geschenken durch Lehrkräfte für den Dienstherrn strafrechtliche 

Folgen haben kann. Die Strafbarkeit der Vorteilsannahme entfällt allerdings, wenn „die zu-

ständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt 

hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt“ 

(§ 331 Abs. 3 StGB).

Vor allem diese Erweiterung der Strafvorschrift des § 331 StGB hat dem Vernehmen 

nach in einer Reihe von Fällen zumindest zu staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfah-

ren gegen Schulleiter und Lehrkräfte geführt. Um derartige Verwicklungen von Lehrkräf-

ten künftig zu vermeiden, bitten wir, Fälle beabsichtigter Annahme von Belohnungen oder 

Geschenken dem Ministerium mitzuteilen. Dabei ist der Sachverhalt jeweils so ausführlich 

darzustellen, dass allein darauf gestützt ohne weitere Rückfragen geprüft werden kann, ob 

eine Ausnahme vom Annahmeverbot (Art. 79 Satz 1 BayBG) möglich ist.

Ergänzend weisen wir auf Folgendes hin: Art. 84 Abs. 1 Satz 1 BayEUG begründet ein 

grundsätzliches Werbeverbot an Schulen; Ausnahmen hiervon lassen die Schulordnungen 

auf der Grundlage des Art. 84 Abs. 1 Satz 2 BayEUG nur in sehr begrenztem Umfang zu. 

Als genehmigtes Beispiel zu nennen sind hier insbesondere die bei Sammelbestellungen 

gewährten Rabatte (z. B. § 68 Abs. 2 VSO, § 110 Abs. 2 RSO, § 124 Abs. 2 GSO). Bei Sam-

melbestellungen von Büchern sind die Beschränkungen des Buchpreisbindungsgesetzes 

(BuchPrG) zu beachten. Belohnungen und Geschenke, die im Zusammenhang mit Werbe-

maßnahmen von Wirtschaftsunternehmen an Schulen stehen, sind dagegen von vornherein 

in der Regel nicht genehmigungsfähig.

Nach den Nr. 1.3.5 der Verwaltungsvorschriften zu Art. 79 Bayerischen Beamtengesetz, 

FMBek. vom 21.02.2002, ist die Annahme von nach allgemeiner Auffassung geringwertiger 

Aufmerksamkeiten sowie von Geschenken aus dem Mitarbeiterkreis der Beamten im her-

kömmlichen Umfang als stillschweigend genehmigt anzusehen.

Bezüglich der Gewährung von Freiplätzen für Lehrkräfte durch Jugendherbergen ist ei-

ne gesonderte Ausnahmeregelung nach Art. 79 Satz 1 BayBG beabsichtigt.

Die Annahme von Freiexemplaren von Schulbüchern oder preislich herabgesetzten 

Exemplaren ist zulässig, wenn die betreffenden Bücher für eine Verwendung im Unterricht 

geprüft werden sollen (§ 7Abs. 1 Nr. 3 Buchpreisbindungsgesetz).Bei Vorliegen einer dieser 

Fallgestaltungen unterbleibt daher eine Mitteilung an das Ministerium.

Mit freundlichen Grüßen

Erhard, Ministerialdirektor

giert in das komplexe Feld der Per-
sonalratsarbeit eingeführt und steht 
gleichzeitig seinen Mann, wenn es im 
politischen Alltagsgeschäft dicke Bret-
ter zu bohren gilt. <
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HANS PREISSL

Immer dreister werden die Versuche 
staatlicher Institutionen, Lehrern skru-
pellos ans Portmonnee zu gehen. Nach 
Lohn-, Beihilfe- und Zulagenkür-
zungen war die Verweigerung der steu-
erlichen Absetzbarkeit des Arbeits-
zimmers der bisher letzte Coup. Das 
schien einer Bezirksregierung in Nord-
rhein-Westfalen immer noch nicht ge-
nug. Sie vertrat die abstruse Meinung 
(übrigens in Abstimmung mit dem zu-
ständigen Bildungsministerium), dass 
Teile der Lehrerbesoldung für die Be-
schaffung von Arbeitsmitteln bestimmt 
seien. Die Bezirksregierung von Müns-
ter wies deshalb einen Lehrer per Ver-
fügung an, rechtzeitig zu Schuljahres-
beginn die benötigten Schulbücher 
selbst anzuschaffen. 

Schulbuchverlage stellen bekannt-
lich kaum noch kostenlose Lehrerex-
emplare zur Verfügung. Weil ein Eng-
lischlehrer nicht einsah die Bücher 
aus eigener Tasche zu finanzieren, 
wollte er seine Arbeitsmittel von sei-
ner Schule gestellt bekommen. Dieses 
Bemühen war allerdings nicht von Er-
folg gekrönt. Deshalb wandte sich der 
Lehrer mit einem Eilantrag an das zu-
ständige Verwaltungsgericht.

Behördenentscheidung greift  
unzulässig in Grundrechte des 
Lehrers ein
Dieses gab dem Antrag des Lehrers 
statt, der Verpflichtung zur Beschaf-
fung der Bücher vorläufig bis zu ei-
ner Entscheidung über seine inzwi-
schen erhobene Klage, nicht nach-
kommen zu müssen. Die angegriffene 
Verfügung sei offensichtlich rechts-
widrig, begründeten die Richter ih-
re Entscheidung. Der Behörde fehle 
die Rechtsgrundlage für eine solche 
Verfügung, die in die Grundrechte 
des Lehrers eingreife. Die Lehrerbe-
soldung sei entgegen der Ansicht der 
Bezirksregierung nicht in Teilen zur 

Beschaffung von Arbeitsmitteln be-
stimmt. Es sei auch keine Regelung 
ersichtlich, die die Behörde ermäch-
tige, Lehrer zu verpflichten, sich Un-
terrichtsmaterialien selbst zu kaufen. 
Bestehende Regelungen legten eher 
den Schluss nahe, die Beschaffung 
von Lehrmitteln sei nicht Aufgabe des 
Lehrers. 

Gewohnheitsrecht liefert keine 
Rechtsgrundlage
Auch den Versuch der Bezirksregie-
rung, eine entsprechende Verpflich-
tung aus dem Gewohnheitsrecht abzu-
leiten, wiesen die Richter der Vierten 

Entscheidung des Verwaltungsgerichts: 

Lehrer muss Schulbücher nicht 
selbst zahlen

Kammer zurück. Schon die hierfür er-
forderliche langjährige Übung, dass 
die Lehrer die erforderlichen Schul-
bücher selbst finanzierten, gebe es 
nicht. Das Gericht verwies in diesem 
Zusammenhang unter anderem dar-
auf, dass erst seit jüngster Zeit Schul-
buchverlage und Schulbuchhändler 
mit Rücksicht auf die Buchpreisbin-
dung dazu übergegangen seien, kos-
tenlose Lehrerexemplare nicht mehr 
oder nur noch eingeschränkt zur Ver-
fügung zu stellen. 

Ergebnis
Ein Lehrer darf deshalb nicht ver-
pflichtet werden, die für den Unter-
richt benötigten Schulbücher selbst 
zu finanzieren. Dies hat das Verwal-
tungsgericht Münster durch Eilbe-
schluss vom 16. August 2006 entschie-
den. (OVG Münster, Beschluss v. 16. 8. 
2006, 4 L 471/06; n. rk.). <

Pressemeldung des Bayerischen  
Beamtenbundes

Prof. Dr. Walter Eykmann, der Vor-
sitzende des Landtagsausschusses für 
Fragen des öffentlichen Dienstes, hat 
anlässlich einer Sitzung des Haupt-
vorstandes des Bayerischen Beam-
tenbundes (BBB) u. a. Stellung zur 
Ankündigung des Finanzministers 
bezogen, das Ruhestandseintrittsal-
ter entsprechend der Regelungen im 
Rentenbereich anheben zu wollen. 
Der BBB bekräftigte seine grund-
sätzliche Forderung nach flexiblen 
Regelungen. 

Anlässlich der Veranstaltung wies 
der Ausschussvorsitzende darauf hin, 
dass die Beamten bereits seit dem 
Jahr 1994 eine Arbeitszeit von 40 Wo-
chenstunden zu leisten hätten. Seit 
2004 gälten die aktuellen 42 Wochen-
stunden. Im Tarifbereich hingegen 
seien die 38,5 Stunden erst unter Gel-
tung des TV-L, also erst zu Beginn des 
letzten Monats durch 40,1 Stunden er-
setzt worden. Mit Blick auf diese Ent-

wicklung forderte Eykmann, das Ru-
hestandsalter der bayerischen Beam-
tinnen und Beamten nicht automa-
tisch vom 65. auf das 67. Lebensjahr 
anzuheben. „Die seit 1994 tatsächlich 
geleisteten wöchentlichen Arbeits-
stunden rechtfertigen auf gar keinen 
Fall eine schematische Anhebung um 
zwei Jahre!“

Rolf Habermann, Vorsitzender des 
BBB, begrüßt den Vorstoß Eykmanns. 
Insgesamt bleibe aber festzuhalten, 
dass man die Anhebung der Alters-
grenze für den falschen Weg halte. 
Wichtig seien flexiblere Möglich-
keiten für den Übergang in den Ruhe-
stand, die Raum für besondere Alters-
grenzen und individuelle Bedürfnisse 
lassen. „Anstatt diejenigen, die nicht 
mehr können, durch Abzüge von den 
Bezügen zu bestrafen, sollte es denje-
nigen, die länger arbeiten wollen, auch 
ermöglicht werden das zu tun.“ Noch 
immer sei der Anteil an Beamten, die 
vorzeitig aus dem Arbeitsleben aus-
schieden viel zu hoch. Hier sei vorran-
gig anzusetzen, meint Habermann. <

BBB fordert flexiblen  
Ruhestandseintritt
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PETER THIEL

Im August des Jahres 1806 unterzeich-
nete der Würzburger Landesherr, 
Erzherzog Ferdinand von Toscana, 
ein Dokument, welches eine funda-
mentale Bedeutung für die Stadt und 
die umliegende Region erlangen soll-
te. Es handelte sich dabei um die Zu-
stimmung zur Gründung einer Verei-
nigung, die den Namen „Gesellschaft 
zur Vervollkommnung der mecha-
nischen Künste und Handwerke“ er-
halten sollte. 

Dies war sozusagen der Startschuss 
für die Entwicklung der beruflichen 
Bildung in Mainfranken. Die „Ge-
sellschaft“ wurde später in „Polytech-
nischer Zentralverein“ umbenannt 
und übte ihre segensreiche Wirkung 
nicht nur in der Stadt, sondern auch in 
den strukturschwachen Gebieten Un-
terfrankens bis zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts aus. 

Für einen Kreis von Würzburger 
Berufsbildungsfachleuten war dieses 
200 Jahre zurückliegende Gründungs-
ereignis Anlass zur Gestaltung einer 
bebilderten Dokumentation mit dem 
Titel „Eine Idee schlägt Wurzeln“. 
Das 200 Seiten umfassende Buch 
wurde kurz vor Weihnachten am Ge-
werblichen Berufsbildungszentrum 
I, Würzburg (Franz-Oberthür-Schu-
le), der Öffentlichkeit vorgestellt und 
stieß auf große Zustimmung. 

Die Idee, die einst Wurzeln schlug, 
stammte in erster Linie von dem Bil-
dungsreformer Franz Oberthür, der 
von 1745 bis 1831 lebte. Er war damals 
Domkapitular und Universitätspro-
fessor in Würzburg und gilt als Haupt-
initiator der genannten Vereinsgrün-
dung. Insbesondere was Fragen der 
Menschenbildung betraf, war Ober-
thür seiner Zeit weit voraus und dach-
te erstaunlich modern in die Zukunft. 
Allein freilich konnte er seine Vision 
nicht umsetzen, und so suchte er sich 
Gleichgesinnte. Ein solcher war bei-
spielsweise Freiherr Franz von Hutten, 

der Kämmerer des Erzherzogs. Auch 
vor 200 Jahren war es wohl nicht ge-
rade nachteilig, einen Finanzchef an 
seiner Seite zu wissen, wenn man ei-
ne Vision anpackte. Zu den Gleichge-
sinnten zählten auch zahlreiche orts-
ansässige Handwerksmeister, welche 
sich um die Leistungsfähigkeit ihres 
Nachwuchses sorgten. 

Bildung als Grundrecht
Zum Ziel gesetzt hatte sich der Ver-
ein die technische sowie die allge-
meine und religiöse Bildung junger 
Handwerker, die durch die damals 
nur sechsjährige Schulausbildung ge-
wiss etlichen Nachholbedarf hatten. 

Zwei Aspekte standen für Ober-
thür im Vordergrund seiner Überle-
gungen: Zum einen verstand er – als 
früher Vertreter der katholischen So-
zialethik – Bildung als ein Grund-
recht, das jedem Bürger zustand. Zum 
anderen war er davon überzeugt, dass 
es dem Vaterland zugute kommen 
musste, wenn die Menschen eine hö-
here Bildung haben. In seiner Schrift 
mit dem Titel „Erziehungssystem“ 
heißt es u. a.: 

„Jeder Bürger hat das Recht, vom 
Staat zu fordern, dass er ihm Gelegen-
heit verschaffe, seine Talente so auszu-
bilden, dass er dadurch seinem Vater-
land nützlichere Dienste leisten und 
sich selbst dadurch in eine glückliche-
re Lage versetzen kann …“.

Eine Frühform des dualen  
Systems
Ersetzen wir das von Oberthür ge-
nannte „Vaterland“ durch den Be-
griff „Wirtschaftsstandort“, dann lan-
den wir mitten in der Gegenwart. Bei 
der von dem Verein organisierten Bil-
dungsarbeit handelte es sich bereits 
um eine Frühform des dualen Sys-
tems. Durch systematische und me-
thodisch durchdachte Schulungs- und 
Übungsmaßnahmen wurde die Meis-
terlehre ergänzt, wobei, wie gesagt, 
auch Glaubens- und Allgemeinbil-
dung nicht zu kurz kamen. Dass die-

se frühen berufsbegleitenden Maß-
nahmen in Form der Sonn- und Feier-
tagsschule durchgeführt wurden, be-
deutete für die Betroffenen aus heu-
tiger Sicht freilich eine außergewöhn-
liche Härte. Aber es war eben ein An-
fang und verbesserte Regelungen lie-
ßen nicht lange auf sich warten. 

Brückenschlag in die Gegenwart
Bei der Vorstellung des Buches ging 
es freilich nicht nur um Nostalgie. 
Es wurde die Brücke geschlagen in 
die Gegenwart, mit der sich die Do-
kumentation schwerpunktmäßig be-
schäftigt. „Wie zu Oberthürs Zeiten, 
mangelt es im Mainfränkischen auch 
heute an qualifizierten Fachkräften, 
somit ist die Situation vergleichbar“, 
hieß es. Heute aber verfügen wir über 
ein gut ausgebautes System beruf-
licher Schulen, das allerdings für viele 
Zeitgenossen noch immer ein Buch 
mit sieben Siegeln sei. Dennoch, zwei 
Drittel der jungen Leute eines Gebur-
tenjahrgangs durchlaufen die Berufs-
schule und die Bildungsbemühungen 
dieser Schule sollten eigentlich hin-
länglich bekannt sein. 

Die „Baustellen“ nicht ignorieren
Hingewiesen wurde bei der Veranstal-
tung auch auf die widrige Tatsache, 
dass die internationalen Bildungsver-
gleiche der OECD – Stichwort PISA 
– die berufliche Bildung völlig über- 
gehen und als Bewertungskriteri-
um für die Güte eines nationalen Bil-
dungssystems nur die Anzahl der Ab-
iturienten gelten lassen. Auch ei-
ne Reihe von aktuellen Defiziten be-
ruflicher Schulen blieben nicht uner-
wähnt, so beispielsweise das völlig un-
gelöste Problem der Jugendlichen oh-
ne Ausbildungsplätze, die schier über-
quellenden FOS-Klassen oder der 
teilweise eklatante Lehrermangel an 
den beruflichen Schulen. Diese „Bau-
stellen“ zu ignorieren sei riskant: Zum 
einen nämlich schlafe die internatio-
nale Konkurrenz nicht und zum an-
deren könne die bundesdeutsche Ge-
sellschaft alles andere brauchen als 
ein Heer potentieller Sozialfälle. Dar-
auf aber steuere der derzeitige Um-
gang mit den Jugendlichen ohne Aus-
bildung zu. 

200 Jahre berufliche Bildung in Würzburg:

„Eine Idee schlägt Wurzeln“
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Die Lehrerseite Pädagogik und Unterricht

Was wollen die Autoren?
Worum geht es ihnen bei dieser nicht 
alltäglichen, ganz und gar ehrenamt-
lichen Initiative? Dazu gibt es ver-
schiedene Antworten: 
• Sie wollen zunächst die Vielzahl 

der beruflichen Schulen Würzburgs 
vorstellen. Diese Vielfalt nämlich 
trug in der Vergangenheit maß-
geblich dazu bei, Würzburgs Ruf 
als Schulstadt zu begründen, ein 
Markenzeichen, das angesichts ak-
tueller Entwicklungen allerdings 
langsam zu verblassen droht. 

• Sie wollen die Bildungsziele der 
verschiedenen beruflichen Schulen 
– insbesondere der Berufsschule – 
darstellen, über die einzelnen Bil-
dungsgänge informieren und deut-
lich machen, dass berufliche Bil-
dung mehr ist als rein zweckorien-
tierte Ausbildung. 

• Sie wollen mit der Schrift an die 
politischen Entscheidungsträger 
appellieren, die Bedeutung der be-
ruflichen Schulen im Auge zu be-
halten und die dringend erforder-
lichen Reformen nicht zu lange vor 
sich herzuschieben, zu verschlafen 
oder gar zu ignorieren.

Sie wollen junge Menschen ermuti-
gen, sich für den beruflichen Bildungs-
weg zu entscheiden und auf diesen zu 
vertrauen. 

Und nicht zuletzt wollen sie den 
Protagonisten und Bildungsreformer 
Franz Oberthür einer breiteren Öf-
fentlichkeit in Erinnerung bringen. 
In Würzburg gibt es immerhin eine 
Franz-Oberthür-Straße und die näm-
liche Franz-Oberthür-Schule, dennoch 
zucken viele Bürgerinnen und Bürger 
die Schultern, wenn man sie nach dem 
Namenspatronat befragt. 

Lob für das klare Bekenntnis zur 
Gleichwertigkeit
Die Begrüßung der Teilnehmer an der 
Vorstellungsrunde hatte Gerd Köh-
ler, der Vorsitzende des Schulförder-
vereins übernommen. „Ich bin sicher, 
dass eine berufliche Bildung, die 200 
Jahre verwurzelt ist, den Auszubilden-
den auch in Zukunft gute Chancen ge-
währt“, sagte er. Auf die menschenbil-
dende Bedeutung des Religionsun-
terrichts an der Berufsschule wies der 
Schulreferent der Diözese, Domkapi-
tular Günter Putz, hin. Bürgermeister 
Dr. Adolf Bauer überbrachte die Grü-

ße der Stadt und lobte das klare Be-
kenntnis zur Gleichwertigkeit der be-
ruflichen Bildung, welche in der Do-
kumentation zum Ausdruck komme. 

Überzeugte Sponsoren
Die Grußadressen, welche in das Buch 
einführen, stammen u. a. von Bayerns 
Kultusminister Siegfried Schneider, 
von Würzburgs Oberbürgermeisterin 
Pia Beckmann und von VLB-Landes-
vorsitzendem Hans Käfler. 

Der entscheidende Impuls zur Er-
stellung des Werks kam vor Jahresfrist 
bereits von Würzburgs ehemaligem 
Stadtschulrat Heinz Michler, der auch 
am Inhalt mitgearbeitet hat. Die Re-
daktion lag bei Hermann Sauerwein 
und Peter Thiel, die sich ebenfalls als 
Autoren einbrachten. 

Weitere Autoren waren: Elfriede 
Bernard, Dr. Curt Cheauré, Manfred 
Eyrich, Herbert Geiger, Luise Götz, 
Rainer Höfling, Einar Kerler, Erich 
Kraus, Dorothea Liebscher, Theo 
Müller, Reinhard Munz, Wilhelm Ott, 
Thomas Ruderisch, Kristina Schunk, 
Hans Übler und Hans-Ulrich Zipfel.

Die technische Herstellung der 
200-Seiten starken Dokumentati-
on im DIN A5-Format machte Spon-
soring erforderlich. Hierbei verdient 
Hermann Sauerwein besondere Dan-
kesworte. Immer wieder war es ihm 
gelungen, die Sponsoren von der 
Sinnfälligkeit unseres Unternehmens 
zu überzeugen. In großzügiger Wei-
se beteiligten sich an den Druckkos-
ten u.a. der Förderverein der Franz-
Ober thür-Schule, das Ordinariat der 
Diözese Würzburg, die Sparkassen-
stiftung Mainfranken sowie die Stadt 
Würzburg. 

Großzügiges Medienecho
Der Vorstellung der Dokumenta- 
tion folgten Berichterstattungen in 
den Würzburger Tageszeitungen und 
im Rundfunk, so dass zu hoffen ist, 
dass die Autoren den genannten Zie-
len ein Stück näher gekommen sind. 
Zu hoffen ist auch, dass nun einige 
Würzburger mehr wissen, wohin sie 
Franz Oberthür stecken sollen, wenn 
sie nach diesem gefragt werden.  <

Interessenten können  
die Dokumentation  

kostenlos über die  
Franz-Oberthür-Schule,  

Würzburg, beziehen  
(Tel. 09 31 / 79 53-1 06). 

THOMAS OSCHMANN

Dass es einen Zusammenhang zwi-
schen sportlichem Engagement und 
Gesundheitsförderung gibt, ist hin-
länglich bekannt. Bereits im öffent-
lichen Bewusstsein existiert eine en-
ge Assoziation. Sport fördert die Ge-
sundheit und verbessert die allgemei-
ne Befindlichkeit – so lautet die gän-
gige Vorstellung über das scheinbar 
ganz einfache Verhältnis von Sport 
und Gesundheit. In einer risikorei-
chen Welt trägt der Sport wesent-
lich dazu bei, junge Menschen in ih-
rer Entwicklung zu fördern und ih-
re Gesundheit zu stärken. Vor die-
sem Hintergrund scheint es sinnvoll, 
Sporttreiben möglichst früh als Ele-
ment einer gesunden Lebensführung 
in den Alltag zu integrieren. Auf den 
zweiten Blick stellt sich diese „Wenn-
dann-Logik“ wesentlich komplexer 
dar:

Dahinter verbirgt sich ein kom-
plizierter Balanceakt zwischen per-
sönlichen Ressourcen und sozialö-
kologischen Bedingungen, zwischen 
Selbstbestimmung und Anpassungs-
fähigkeit, Gegenwart und Zukunft, 
Lebensstil und Lebenswelt, Risiko- 
und Schutzfaktoren, zwischen päda-
gogischer Anspruchslosigkeit und In-
strumentalisierung, zwischen einem 
Zuviel und Zuwenig.

Die Zeit der einfachen Gewissheit 
ist vorbei. Sportliche Aktivitäten sind 
nicht per se gesund. Immer stärker 
wird der Ambivalenzcharakter sport-
licher Betätigung betont. Denn die 
gesundheitlichen Risiken des Sports 
oder die übertriebenen Effekterwar-
tungen von Gesundheitssportkursen 
sind mittlerweile bestens bekannt. 
Mögliche gesundheitsbezogene Aus-
wirkungen treten nicht isoliert auf, 
sondern sie stehen in einem komple-
xen Zusammenhang. 

Aus der jugendbezogenen For-
schung ist bekannt, dass die verän-
derten gesellschaftlichen Lebensbe-
dingungen und die daraus resultie-
renden Verhaltensgewohnheiten zu-
nehmend die Gesundheitssituation 
der Jugendlichen bestimmen. Beson-
ders problematische Familiensitua-
tionen, hoher Leistungsdruck, Kon-
sumwelten und die arbeitsmarktpo-
litische Situation bilden die risikorei-
chen Ausgangsbedingungen für den 
Aufbau einer stabilen Persönlichkeit 
und eines damit verbundenen gesun-
den Lebensstils. 

„Gesundheitsförderung“ – als Ar-
gument in bildungspolitischen Diskus-
sionen zur Legitimation des Berufs-
schulsports von Damen und Herren, 
aus oder außerhalb des Sports, häu-
fig verwendet – verlangt sportpäda-
gogisch betrachtet einerseits die Ge-
staltung entsprechender Lebens-, 
Lern- und Arbeitsbedingungen, aber 
andererseits besonders die individu-
elle Entwicklung und Förderung ent-
sprechender Kompetenzen. Dabei 
ist die Entwicklung der Ich-Identität 
auf sinnvolle soziale Handlungssitu-
ationen angewiesen, weil sie sie sich 
nur im Kontakt mit anderen entfal-
ten kann. Die Schüler brauchen und 
wollen soziale Handlungsfelder zum 
Experimentieren und Einüben eines 
identitätsgeleiteten Handelns. Ich-
Identität wird nicht nur kognitiv, son-
dern auch leiblich-emotional vermit-
telt. Kein Fach an der Berufsschule ist 
dem Bemühen der jungen Erwachse-
nen, die Ich-Identität zu entfalten, so 
nahe, wie der Sportunterricht. Denn 
dort werden leibliche Bezüge der Ich-
Identität im Sich-Bewegen, in der ko-
gnitiven und emotionalen Wahrneh-
mung als Selbstwahrnehmung und im 
Spiegel der anderen als identitätsre-
levante Zwischenleiblichkeit thema-
tisiert. 

Nur im Sportunterricht kann es 
an der Berufsschule eine intentio-
nale und methodisch sorgfältige Hin-
führung zur leiblichen Erfahrung ge-
ben. In erster Linie dort wird die Ein-
führung neuerer Inhalte und Sinnori-
entierungen der Bewegungskultur er-
möglicht, die den Gesundheitsaspekt 
im Sportunterricht stärken.

Eine zukunftsorientierte Gesund-
heitserziehung an der Berufsschu-
le bedarf also einer gänzlich neu-
en, ganzheitlichen Grundlage. Des-
halb bedeutet ein Paradigmenwechsel 
von der defensiven Risikopräventi-
on hin zur aktiven Gesundheitsförde-
rung ein völliges Umdenken. Ein ge-
sundheitlich sinnvolles Verhalten ist 
zwar lernbar, allerdings erscheint es 
als Unterrichtsinhalt unmittelbar sehr 
schwer lehrbar. Vielmehr soll es von 
den Schülern als eine wesentliche Be-
dingung für ihr Leben akzeptiert und 
letztendlich realisiert werden. Die ge-
sundheitsfördernden Faktoren rücken 
in den Vordergrund, Risikofaktoren 
dienen lediglich als notwendige Be-
zugspunkte. 

Der Sportunterricht an der Be-
rufsschule muss ein eigenes und an-
deres Selbstverständnis entwickeln, 
vor allem gegenüber dem außerschu-
lischen Sport. In einer Schulart, die 
sich als Lern- und Lebensraum von 
berufstätigen Jugendlichen begreift, 
kann sich der Sportunterricht heute 
nicht mehr allein auf die Vermittlung 
von Wissen über Risikofaktoren be-
schränken, sondern er hat Gesundheit 
als wirksame Kategorie permanent zu 
berücksichtigen. 

Die Grundlage aller planerischen 
Überlegungen für den Berufsschul-
sport muss deshalb die Berufs- und 
Lebenssituation der Auszubildenden 
darstellen. Die Jugendlichen werden 
immer mehr dahingehend gefordert, 
mit beruflichen Belastungen umgehen 
zu lernen. In entsprechender Weise 
sind verstärkt Impulse für die indivi-
duelle Kompetenzentwicklung zu set-
zen, welche für die Bewältigung der 
berufsspezifischen Anforderungen un-
entbehrlich sind. Als Beispiele für den 
angesprochenen Erwerb von Sozial-
kompetenzen können an dieser Stel-
le das Verantwortungsbewusstsein, 

Sportunterricht an der Berufsschule:

Über die Notwendigkeit  
eines überfälligen Paradigmen-
wechsels
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die Teamfähigkeit, die Kooperations-
fähigkeit, die Toleranz und die Kritik-
fähigkeit genannt werden. 

Die zielgerichtete Instruktion für 
Bewegungsausführungen – in welcher 
Weise auch immer – steht nicht mehr 
im Vordergrund, sondern vielmehr 
die Thematisierung der psychischen 
Situation und Disposition der Ler-
nenden. Die Einstellung der Auszu-
bildenden zum eigenen Körper stellt 
den Ausgangspunkt sämtlicher sport-
pädagogischer Überlegungen für den 
Lehrenden dar, weil im Sportunter-
richt auf Verhaltensprobleme diffe-
renzierter eingegangen werden kann 
als in anderen Fächern. Im Hinblick 
auf die Vermittlung von Schlüsselqua-
lifikationen ergeben sich durch die 
Bewegungs- und Handlungsorientie-
rung dieses Unterrichtsfaches ande-
re Lernsituationen und vielfältigere 
Aktivitätsmomente als im fachtheo-
retischen und fachpraktischen Berufs-
schulunterricht. Mit Fehlern im moto-
rischen Lernprozess muss konstruktiv 
umgegangen werden: Nicht die Angst, 
etwas falsch machen zu können soll 
den Sportlehrer und den Berufsschü-
ler beschäftigen, sondern primär die 
Möglichkeit, durch Ausprobieren ver-
schiedener Lösungswege den für ei-
nen selbst gangbar(st)en Weg – und 
der kann gerade bei Berufsschülern 
sehr unterschiedlich ausfallen – zu fin-
den. Erfahrungsgemäß können Be-
rufsschüler durch eine starke Fokus-
sierung auf die Fehlervermeidung den 
Spaß und die Zuversicht am Sport-
treiben verlieren. Hinweise und Hil-
festellungen des Sportlehrers für neue 
Lösungsstrategien nehmen die Be-
rufsschüler dagegen gerne entgegen. 
Fehler sollten im Sportunterricht als 
Chance für den Lernprozess gesehen 
werden, individuelle Lösungswege ak-
zeptiert und auch Umwege in Kauf 
genommen werden.  

Cui bono? 
Das wird immer mehr zur Grundfra-
ge, welche die Jugendlichen und vor 
allem ihre Arbeitgeber heute im Zu-
sammenhang mit dem Sportunterricht 
an der Berufsschule stellen. 

Aufgrund der konsequenten Wen-
dung von der Sache hin zum Subjekt 

sollte der Berufsschüler im Mittel-
punkt aller sportpädagogischen Über-
legungen und Entscheidungen ste-
hen. Also muss der zeitgemäße Sport-
unterricht die Auszubildenden als be-
sondere Personen wahrnehmen und 
so annehmen, wie sie sind – und nicht 
als Kollektiv oder Projektion dessen, 
was sie sein sollten. Damit ist er in ers-
ter Linie personenorientiert und nicht 
sach orientiert. Wenn aber mancher-
orts so argumentiert wird, dass sogar 
an der Berufsschule der Sportunter-
richt im Dienste des Sports – als „Ge-
sundheitssportkurs“, als verspätete 
Talentsichtung oder für die Sicherung 
des Sports als Kulturgut – zu stehen 
habe, so ist das eine Auffassung, die 
hier nicht vertreten wird! 

Im Sportunterricht ist der Sport 
kein Zweck, sondern er hat einen 
Zweck. Er dient den jungen Be-
rufseinsteigern und dem, was sie in 
ihrer Gegenwart und Zukunft stär-
ken kann. Hierfür sind zunächst prak-
tische Schritte zu tun: Mut zum „Neu 
– Denken“, und die Bereitschaft zur 
Erprobung anderer Formen des Ler-
nens und Lehrens gehören dazu. 

Studienseminar Sport –  
„Alte Zöpfe werden weiter  
geflochten“
Versteht man die moderne Sportleh-
rerausbildung für berufliche Schu-
len ebenfalls als einen gemeinsamen 
Lernprozess aller Beteiligten, so 
müss(t)en jene Gedanken auch in der 
Entwicklung des Profils und in der 
Ausbildungskonzeption des Studi-
enseminars in diesem Fach erkennbar 
werden. Dort kann – wenn eine neue 
Lernkultur sowie Veränderungen im 
Unterricht gewollt wären – eine ent-
sprechende Ausbildungspraxis mit 
dem Ziel der Professionalisierung er-
probt und realisiert werden, und zwar 
als dauernder Prozess der Vergewis-
serung des Bewährten einerseits und 
vielfältiger Innovationen andererseits.

Wenn es darum geht, interaktives, 
handlungsorientiertes und kollegi-
ales Lernen als ganzheitlichen Pro-
zess zu initiieren und zu üben, um sol-
che Erfahrungen in die eigene Unter-
richtspraxis transferieren zu können, 
dann muss eben das herkömmliche 

Ausbildungsinstrumentarium vorsich-
tig, aber dennoch zielstrebig erweitert 
werden! 

Dieser Appell richtet sich an die 
Verantwortlichen der Referendaraus-
bildung im Fach Sport an der Berufs-
schule, denn:

In den Grund- und Aufbaulehr-
gängen Sport an der Berufsschule hat 
man die Ausbildung reformiert: Die-
ser Qualifikationsmodus ist der zwei-
ten Phase der Sportlehrerausbildung 
an der Berufsschule voraus – aber in-
teressiert dieser status quo die bzw. 
den Verantwortlichen überhaupt? 

Die Vision der Profession des 
„Sportlehrers der Zukunft an der Be-
rufsschule der Zukunft“ könnte oder 
sollte folgendem Profil entsprechen:

Der Sportlehrer ist mehr und an-
ders als ein Be-Lehrer. Er ist ein Ge-
stalter von Lernsituationen, ein Fach-
mann für Lernhilfen und Lernbera-
tung, Förderer eines günstigen Lern-
klimas, Mitglied in einem Lehrer-
team, ein an Tiefenstrukturen des Ler-
nens und Unterrichtens interessierter 
Mensch, ein stets ansprechbarer Lern-
partner, ein Motivator für Lernreflexi-
onen, Lerntechniken und Lernstrate-
gien, ein Lernmoderator und nach wie 
vor der wichtigste sportmotorische 
Demonstrator! <

DR. GERHARD KELLNER

Das alle zwei Jahre stattfindende 
Schulleitungssymposium ist die größ-
te bundesweite Fachtagung ihrer Art, 
die sich 2006 das Thema „Eigenver-
antwortliche Schule – Herausfor-
derungen für die Schulleitung“ vor-
nahm.

Zwei Referenten der Europa-Be-
rufsschule Weiden, Heribert Mohr, 
der den Schulleiterstab am Ende des 
Schuljahres 2005/06 an seinen Nach-
folger Josef Weilhammer übergeben 
hat und Dr. Gerhard Kellner haben 
sich in die Liste der 110 internationa-
len Referenten eingereiht, um über 
die Ergebnisse aus fünf Jahren Er-

fahrung beim Modellprojekt Modus 
21 und damit über Schulentwicklung 
„Made in Bavaria“ zu berichten.

Unter dem Motto „Schule auf dem 
Weg zum Unternehmen“ heben die 
Weidener Referenten die Punkte aus 
der Unternehmenskultur hervor, die 
eine Schule „bedingungslos“ überneh-
men kann“. Dies sind Eigenschaften 
wie Flexibilität, Innovationskraft und 
auch der Anspruch, den anderen eine 
Nasenlänge voraus zu sein (Wettbe-
werbsgedanke).  Aber auch eine flache 
Führungsstruktur, in welcher Verant-
wortung breit auf mehreren Schultern 
getragen wird, spricht für den Unter-
nehmensgedanken. So sei der moder-

ne Schulleiter aufgefordert, quasi als 
Manager zu handeln, der es verstehe 
seine LehrerkollegInnen in die Ent-
scheidungsprozesse mit einzubinden 
und ihnen Mitverantwortung für das 
Ganze zu übertragen.

Diesem Zielgedanken und dem 
Modus 21-Anspruch (mehr Selbst-
ständigkeit und Problemlösung vor 
Ort) folgend, konnte laut Mohr „die 
Schulentwicklung in Weiden in einem 
relativ kurzen Zeitraum, in „Sieben-
meilenstiefeln“, vorangebracht wer-
den“. In seinen Ausführungen be-
richtet er dem interessierten Publi-
kum nicht ohne Stolz über die Viel-
zahl der angegangenen Module. Eines 
dieser Arbeitsfelder sei „Unterrichts-

optimierung mit menschlicher No-
te“ in dem feste Einrichtungen wie 
Schulpastoral, Mitarbeitergespräch 
mit Schülern, Plus-Unterricht, Eng-
lisch nach dem Unterricht (mit Zerti-
fikat), Gesunde Schule (Übergewicht 
und Diabetes), Ergonomie-Unterricht 
(statt Sport) E-Learning (24/7), Tele-
portal, etc. angeboten werden. Einen 
weiteren Schwerpunkt bilde die inten-
sivere Zusammenarbeit mit den Be-
trieben. So profitierten die Schüler in 
vielfältiger Weise von einer engen Ab-
stimmung der dualen Partner. Die Be-
rufsschule bilde nicht am Bedarf der 
Unternehmen vorbei aus. Durch Lern-
ortkooperationen, in denen Projekte 

schul- und firmenübergreifend statt-
finden, entstehe zwischen den Aus-
bildungspartnern ein gutes Vertrau-
ensverhältnis, das manchmal in groß-
zügige Unterstützung, ob in den Bau 
von Lernanlagen oder in finanzielle 
Zuwendungen münde. 

Gerade dieser Aspekt mit Sponso-
ring und Investment fand das Interes-
se der Zuhörerschaft. Sie hörten zum 
Teil erstaunt über die von der Europa-
Berufsschule genutzten „Kanäle“ um 
an zusätzliche Mittel zu gelangen. Von 
gezielten Verträgen mit Unterneh-
men (Public-Private-Partnership), zu-
gewiesenen Bußgeldern von Richtern 
und Staatsanwälten an den gemein-
nützigen Förderverein, über Raum-
vermietungen bis zu Europa-Förder-
mitteln, wussten die Weidener Refe-
renten zu berichten. 

Die Zuhörerfrage, worauf sich 
der Name „EUROPA“-Berufsschu-
le begründe, leitete zu einem weiteren 
Schwerpunkt der Weidener Schulstra-
tegie über: regionale und internatio-
nale Schulpartnerschaften.   

Das „Europa“ im Namen sei die 
Antwort auf eine aktive mit Schulen 
in neun europäischen Ländern ge-
pflegte partnerschaftliche Zusammen-
arbeit  und die Annahme der Heraus-
forderung der interkulturellen Bil-
dung der Jugend, um sie auf ein ge-
meinsames Europa vorzubereiten. In 
diesem Rahmen werden Projekte, wie 
Abschlussprüfungen in mehreren eu-
ropäischen Ländern, sowie internati-
onaler Lehrer- und Schüleraustausch 
durchgeführt und gefördert. Ziel die-
ser Maßnahmen sei die Annäherung 
und Optimierung der Ausbildung 
durch Kooperation und Gedanken-
austausch, die gleichen Ziele, die auch 
das internationale Schulleitungssym-
posium verfolge. 

Wissensaustausch ist das „Öl im 
Motor des Schulentwicklungspro-
zesses“ und so kann das Schullei-
tungssymposium als Gewinn gewertet 
werden und als Ansporn sich auch au-
ßerhalb solcher Großveranstaltungen 
auszutauschen. Unter www.berufs-
schule-weiden.de und www.die-bera-
ter.net gibt es die Möglichkeit für zu-
sätzliche Informationen bzw. Kontakt-
aufnahme. <

Europa-Berufsschule Weiden auf Schulleitungssymposium  
in Erfurt vertreten:

Eigenverantwortliche Schule 

Fanden aufmerksame 
Zuhörer in Erfurt:
Dr. Gerhard Kellner 
(links) und Heribert 
Mohr.

SchulentwicklungPädagogik und Unterricht
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Schulentwicklung Schulentwicklung

hohen Ansprüchen gerecht und enthält 
zukunftsweisende Ideen. 

Das Gebäude
Das 110 Meter lange, vollflächig ver-
glaste Schulgebäude beherbergt die 
Schulungsräume für die theoretische 
und praktische Ausbildung der Lehr-
linge der Fachbereiche/Berufe: Auto-
matiker, Automechaniker, Automon-
teure, Friseure, Elektroniker, Informa-

tiker, Köche, Küchenangestellte, Last-
wagenführer, Mechapraktiker, Poly-
mechaniker, Restaurationsangestellte 
und -fachfrau. Verfolgt wurde ein Kon-
zept, das die Kombination einer zeitge-
mäßen Unterrichtsform mit den Anfor-
derungen des Energiehaushaltes, des 
Brand-, Lärm- und Umweltschutzes 
auslotet. Die Klassenzimmer mit Glas-
wänden wurden – entgegen landläu-
figer Konvention – im „Kern“ konzen-
triert, was vielfältige Nutzung ermögli-
cht. Sie werden über eine kontrollier-
te Lüftung gespeist und bilden zusam-
menhängende Blöcke, die sich bei Be-
darf zu größeren Einheiten zusammen-
schließen lassen. Die Glaswände kön-
nen „blickdicht“ gemacht werden. Die 
Korridore dienen als Klimapuffer und 
schützen die Unterrichtsräume vor di-
rekter Sonneneinstrahlung. 

Bildung stärkt Menschen 
Partnerarbeit, Gruppenunterricht, Bin-
nendifferenzierung innerhalb der Klas-
sen, individualisiertes Unterrichten, 
schülerzentrierter Unterricht, selbstän-
diges Lernen usw. verdeutlichen den 
neuen Geist im Berufsschulunterricht, 
der sich in der Architektur und der ma-
teriellen Ausgestaltung niedergeschla-
gen hat. Die Unterrichtsräume sind un-
terschiedlich, nach pädagogischen und 

methodischen Zielsetzungen ausgestat-
tet. Es gibt Räume für Gruppenunter-
richt, Frontalunterricht, Projektarbeit, 
Moderationstechnik, Diskussion, Ein-
zelarbeit mit Laptop, Teamarbeit usw.

Die Lehrkräfte wählen den entspre-
chenden Raum nach der geplanten Un-
terrichtsmethode. Eine neue Lehr- und 
Lernkultur hält Einzug. Die Lernenden 
der Berufsschule kommen in Kontakt 
mit international tätigen Unternehmen, 

die ihre innovativen Technologien und 
qualitativ hochwertigen Produkte welt-
weit vermarkten. Zahlreiche Projekte 
werden konzipiert, um das Zusammen-
leben in der Schule und mit dem Betrieb, 
das eigenverantwortliche Lernen, die 
Teambildung, Respekt, Toleranz, sozi-
ales Verhalten und eine hohe Leistungs-
bereitschaft zu fördern.  

Sport – ein wichtiger Bestandteil 
der Berufsausbildung
Großräumige Sporthallen ermöglichen 
einen „bewegenden Unterricht“. Denn 
„der Aufschwung im Kopf gelingt nur, 
wenn der Körper in Schwung kommt“. 
Neueste Studien zeigen die Wichtig-
keit der motorischen Bewegung auf 
die Entwicklung der Hirnareale sowie 
die Lern- und Aufnahmefähigkeit der 
Schüler. Vier Hallen, ein großes Fit-
ness-Center und ein Außenplatz sind 
ein notwendiger und selbstverständli-
cher Teil des Berufsbildungszentrums. 

Angebotsstruktur – Fachrich-
tungen und Weiterbildung
Für die oben genannten Fachbereiche/
Berufe werden in Zusammenarbeit mit 
den Betrieben auch Weiterbildungs-
maßnahmen und Fortbildungssemi-
nare durchgeführt. Außerdem können 
sich Lehrlinge an einem zweiten Berufs-

schultag auf die Berufsmatura (zurzeit 
ca. 350 Schüler) vorbereiten. So werden 
den Fachhochschulen junge Menschen 
mit betrieblicher Erfahrung zugeführt. 
Überzählige Unterrichtsräume werden 
fremdvermietet.

Die Lehrkräfte
115 Lehrkräfte unterrichten derzeit 
ca. 2 200 Schüler in 118 Klassen. Von 
zu Hause oder vom „Lehrpersonen-

stützpunkt“ aus können Lehrkräfte mit 
dem eigenen Laptop auf Lernobjekte 
zugreifen, die von Kollegen erarbeitet 
worden sind. Das „mise en place“ für 
den Unterricht von morgen können 
sie auf dem Laptop erstellen und am 
nächsten Tag mit ihrem Caddy (persön-
licher Rollschrank) mit den Anschau-
ungsobjekten ins Klassenzimmer fah-
ren, um dort den Laptop mit den Vor-
bereitungen am AV-Wagen anzudo-
cken. Den Schülern und den Lehrkräf-
ten stehen ab sofort DVD-, TV-Radio-
Nutzung über Beamer und Aktivboard 
zur Verfügung. Zu Hause vorbereite-
te Lernobjekte können nun bearbei-
tet, verändert, ergänzt, gelehrt und ge-
lernt werden. Veränderte Skripte und 
Übungsvorlagen werden vom Aktiv-
board aufgenommen und gespeichert. 

Optimale und zukunftsorientierte Berufsausbildung in der  
modernsten Berufsschule Europas:

„Berufsbildung darf und muss 
kosten“ – von Nachbarn lernen

Das Schulgebäude in 
der Gesamtansicht.

Mit dem Segway bewältigt der Schulleiter  
lange Wege im Schulhaus.

MARGIT SCHWANDT

Dr. Friedhard Nichterlein, Leiter der 
staatlichen Berufsschule Rothen-
burg-Dinkelsbühl mit der Außen-
stelle Bechhofen hat für zwei Wochen 
China bereist und an zwei großen Be-
rufsbildungszentren in Schanghai und 
Hangzhou das duale System vorge-
stellt, nach welchem in Bayern junge 
Menschen im Handwerk und in In-
dustrie- sowie Handelsberufen in Ko-
operation mit den Lehrbetrieben aus-
gebildet werden. Die Hanns-Seidel-
Stiftung engagiert sich besonders im 

Bildungsbereich für die Zusammenar-
beit Bayerns mit China und hatte Dr. 
Nichterlein gebeten, u. a. das Schulent-
wicklungskonzept der Berufsschule 
Rothenburg-Dinkelsbühl in den chi-
nesischen Lehrerfortbildungszentren 
vor chinesischen Schulleitern zu er-
läutern. 

Insbesondere die Unterrichtsent-
wicklung durch erweiterte Methoden-
kompetenz der Lehrkräfte unterstüt-
ze die Eigenständigkeit und Selbst-
tätigkeit der Schüler, so Nichterlein,  
dies sei eines der Leitziele der Be-
rufsschulen hier vor Ort. 

Chinesisch- 
deutsches Symposium 
in Hangzhou.

Gutes setzt sich durch: 

Berufsausbildung in China nach  
bayerischen Vorbild

In den Berufsbildungszentren in 
China habe man inzwischen einen 
hohen Bildungsstandard erreicht, so 
Nichterlein, auch der Staat unterstüt-
ze die Schulen finanziell durchaus an-
gemessen. Zudem hätten die Lehr-
kräfte einen außerordentlich guten 
Status innerhalb der Gesellschaft. 

Ein Problem seien aber die Schul-
größen und die Klassenstärken: Min-
destens 40 Schüler, meist mehr, wür-
den gemeinsam in einer Klasse be-
schult, was den Einsatz moderner 
Unterrichtsmethoden erheblich er-
schwere. Zudem sei ein Schulleiter 
für mindestens 4 000 Schüler zustän-
dig. 

Die umfangreiche Ausstattung der 
Lehrerfortbildungszentren in Shang-
hai und Hangzhou ist auch auf die 
langjährige Zusammenarbeit mit der 
bayerischen Akademie für Lehrer-
fortbildung in Dillingen zurückzufüh-
ren, die die Schulentwicklung der bei-
den Berufsbildungszentren in China 
seit Jahren begleitet. 

Bereits im Frühjahr dieses Jahres 
waren chinesische Schulleiter zu Gast 
an der Rothenburger Berufsschule, 
zwei hochrangige Delegationen aus 
dem Bereich der Lehrerbildung wer-
den im März kommenden Jahres die 
staatliche Berufsschule Rothenburg-
Dinkelsbühl besuchen. <

DIETMAR LEISCHNER

„Berufsbildung darf und muss kosten, 
denn mit einem guten Bildungssys-
tem stärken wir den Wirtschaftsstand-
ort Schweiz. Wir müssen in den For-
schungsstandort wie in die Berufsbil-
dung unserer Jugend investieren“, be-
tonte Bundesrätin Doris Leuthard. Sie 
ist überzeugt, dass an diesem mit mo-
dernster Technologie ausgestatteten 
Bildungsort Lust und Freude am Ler-
nengarantiert ist. „Wir dürfen bei der 

Förderung unserer Jugend nicht sparen. 
Berufsbildung hat Priorität!“ Bildungs-
direktor Rainer Huber erinnerte, dass 
trotz hoher Technologie der Mensch für 
Berufslernende und Lehrkräfte weiter-
hin im Zentrum stehen müsse. 

Nach 12-jähriger Planungs- und Bau-
zeit (18 Monate) konnte die moderns-
te Berufsschule Europas pünktlich zu 
Schuljahresbeginn dem Schulleiter Ru-
dolf Siegrist übergeben werden. „Aus 
einem Traum ist Wirklichkeit gewor-
den“ äußerte stolz Rudolf Siegrist, der 

den Bürgern der Stadt Baden (85 Pro-
zent stimmten für dieses Bildungszent-
rum), den Politikern und Verantwor-
tungsträgern der Stadt, des Kantons 
und des Bundes, den Lehrkräften sowie 
insbesondere den Badener Firmen für 
das Engagement zur Realisierung des 
134-Millionen-Projekts dankte.

Großzügige Spenden der Industrie, 
des Handels und des Handwerks er-
möglichten die Einrichtung der Schu-
le mit optimaler Unterrichtstechnologie 
und modernstem Lehrmaterial. An die 
Stelle von 30 Tonnen in der alten Be-
rufsschule sorgen 50 Tonnen neue Lehr- 
und Lernmittel für eine zukunftsorien-
tierte berufliche Aus- und Weiterbildung 
der ca. 2 400 Schüler.

Das praxisgerechte und bedarfsori-
entierte Ausbildungskonzept wird zu-
sammen mit dem räumlichen Konzept 
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Unterrichtseinheiten können in der 
Entstehung nochmals nachvollzogen 
und zur Weiterbearbeitung den Ler-
nenden bequem nach Hause gemailt 
werden.

BBB-Mediothek
Im Hauptbereich der Mediothek mit 
digitaler Wissensablage werden Aktivi-
täten wie Ausleihe und Beratung, Tätig-
keiten wie Recherchieren, Lernen und 
Entspannen stattfinden. Die Mediothek 
ist dem Bibliotheksnetz mit 14 Institu-
ten im Aargau angeschlossen. Ein euro-
päischer Marktführer (Fa. Bibliotheca) 
lieferte die Selbstverbuchungsanlage 
der BBB-Mediothek. Das Ziel lautet: 
Informations- und Kommunikations-
technik schärfen, Lesekompetenz er-
höhen und soziale Kompetenz fördern. 
Als ein Ort der Begegnung soll die Me-
diothek gegen die Einsamkeit im Zeit-
alter des Internets wirken.

Gesunde Ernährung im BBB
Unterrichtsräume mit integrierter De-
monstrationsküche sind ein „absolutes 
Highlight“ für die zukünftigen Köche 
und Küchenangestellten. In den hoch-
modernen Schulräumen werden Pra-
xisdemonstrationen von einer Kame-
ra direkt aufgenommen und via Bea-
mer auf das Aktivboard projiziert. Ar-
beitsschritte können so wiederholt, ge-
übt, besprochen und korrigiert werden. 
Drei große Kochinseln mit Induktions-
kochfeld zeigen modernste Küchen-
technik. Via Schweizer Kochverband 
können auch ausgelernte Köche und 
Küchenchefs von der modernen Infra-
struktur profitieren.

Schlussbemerkungen
Im BBB gehört den Lernenden die 
Zukunft. Die Qualität des Gebäudes 
mit allen Einrichtungen, das Engage-
ment der Lehrkräfte sowie die mate-
rielle und ideelle Unterstützung durch 
die Betriebe schaffen die besten Vor-
aussetzungen für eine erfolgreiche und 
praxisnahe Berufsausbildung. Die neue 
Lehr- und Lernkultur wird sich auch 
auf die Werthaltungen der Schüler po-
sitiv auswirken. Die Schule ist ein nach-
ahmenswertes Beispiel für alle Verant-
wortlichen, die die Berufsausbildung 
zukunftsorientiert gestalten wollen. <

Schulentwicklung Aus dem Verbandsleben

Bezirksverbände

BV Oberfranken 

Mitgliederversammlung – 
Arbeitsbedingungen  
an beruflichen Schulen  
verbessern

Der Bezirksverband hatte am 25. No-
vember 2006 zur Mitgliederversamm-
lung nach Mödlareuth und Hof einge-
laden. In Mödlareuth, das die Ame-
rikaner auf Grund seiner ehema-
ligen Abgrenzung der DDR zur BRD 
durch eine 3,30 Meter hohe Mauer 
mitten durch die Ortschaft als „Litt-
le Berlin“ bezeichneten, konnten die 
Teilnehmer die Tragik dieser Teilung 
beeindruckend nachempfinden.

Bei der anschließenden Zusam-
menkunft in Hof blickte die stellver-
tretende Landes- und Bezirksvor-
sitzende Dr. Angelika Rehm zusam-
men mit den Anwesenden auf die 
Themenschwerpunkte des 8. Berufs-
bildungskongresses vom 10./11. No-
vember 2006 in Memmingen zurück. 
Zunächst ging es um die notwen-
dige Umstellung der Universitätsab-
schlüsse auf die international üblichen 
Bachelor- und Master-Abschlüsse.  
Dies hat eine neu geordnete ein-
heitliche Lehrerbildung für alle 
Lehrämter an beruflichen Schulen zur 
Folge. Hauptforderung des VLB hier-
zu ist, dass die Lehrerbildung an der 
Universität verbleibt und einen Mas-
ter-Abschluss erforderlich macht! 

Im Zusammenhang mit der neu 
eingeführten Lernfeldorientierung 
des Unterrichts, welcher eine Rolle 
des Lehrers hin zum Motivator, Kata-
lysator und Lernorganisator erfordert, 
wird die Notwendigkeit einer umfas-
senden grundständigen wissenschaft-
lichen Ausbildung des Lehrers an der 
Universität mit anschließendem zwei-
jährigen Referendariat deutlich, weil 
der Unterricht stets den Bezug zur 
Fachwissenschaft und zur Fachpraxis 
erfordert. Wegen der Neugliederung 
von staatlichen Flurbereinigungs- und 
Forstämtern konnten deren Beamte 
in den Lehrberuf wechseln und muss-

ten nur das Referendariat absolvieren. 
Position des VLB bleibt jedoch wei-
terhin, dass eine vom Kultusministeri-
um angebotene Sondermaßnahme für 
Quereinsteiger in den Lehrberuf im-
mer die Ausnahme bleiben muss und 
auf keinen Fall in den Lehramtsberei-
chen durchgeführt werden darf, in de-
nen Lehramtsstudiengänge angebo-
ten werden und Bewerber mit grund-
ständigem Studium und zweijährigem 
Referendariat in ausreichender Zahl 
vorhanden sind. 

Dr. Rehm berichtet ferner von der 
Problematik, die beim Unterricht in 
Lernfeldern für Fachlehrer entsteht. 
Diese unterrichten oftmals in unge-
teilten Klassen dieselben Lehrinhalte 
wie Kollegen des höheren Dienstes. 
„Dringend notwendig ist die Anpas-
sung der Unterrichtspflichtzeit für 
Fachlehrer, die in Lernfeldern einge-
setzt sind. Die Arbeitszeit ist ja schließ-
lich wohl keine Frage der Vorbildung, 
sondern ausschließlich abhängig vom 
Einsatz und damit von der Arbeitsbe-
lastung!“ betonte Dr. Angelika Rehm 
entschieden.

Im Hinblick auf das wichtige The-
ma der Lehrerbelastung und Lehrer-
arbeitszeit sind die Anwesenden nach 
wie vor empört, dass die Lehrkräfte 
in den letzten zwei Jahren zwei Stun-
den Unterrichtserhöhung verkraften 
mussten und zudem noch in vielen 
Klassen eingesetzt sind, deren Stärken 
34 Schüler noch übersteigen. Mittler-
weile kommt es einem Balanceakt 

gleich, allen Aufgaben im Rahmen 
des eigenen Unterrichts, den Vertre-
tungen, der Arbeit bei der Schulent-
wicklung und den ständig anfallenden 
Verwaltungstätigkeiten gerecht zu 
werden. Die Gesellschaft sieht das ja 
bedauerlicherweise anders und medi-
al sehr bekannte Bundespolitikerper-
sönlichkeiten, die mittlerweile schon 
biographisch tätig sind, haben mit 
der Bezeichnung „faule Säcke“ Wahl-
kampf gemacht. „Im Hinblick auf die 
Herabsetzung der Arbeitszeit für die 
Beamten sehe ich das Kultusministe-
rium in der Pflicht, denn mittlerweile 
hat die Arbeitsbelastung der Lehr-
kräfte die zumutbare Grenze deutlich 

überschritten und belastet die Lehrer-
gesundheit nachhaltig in einem nicht 
mehr akzeptablen Maß!“, so die stell-
vertretende Landesvorsitzende em-
phatisch.

Dr. Angelika Rehm erinnert an die 
solidarische Vorgehensweise der Mit-
glieder im Hinblick auf die Berufsab-
schlussprüfungen, durch die Druck auf 
die IHK ausgeübt werden konnte, die 
ihrerseits dann über das Wirtschafts-
ministerium auf das Kultusministeri-
um Druck gemacht hat. Genau des-
halb konnte der VLB bei diesem The-
ma einen akzeptablen Durchbruch für 
seine Mitglieder erzielen. Gerade hier 
hat sich gezeigt, dass es immer auf die 
Aktivität und das sachbezogene En-
gagement eines jeden einzelnen Mit-
glieds ankommt, wenn der VLB etwas 
bewegen soll. Jeder VLB’ler ist gefragt 
und darf sich nicht verstecken hinter 
Äußerungen wie: „Der Verband ist zu 
passiv, weil die Verbandsspitze offen-
siver kämpfen müsste!“

Interessiert ließen sich 
die VLB’ler die 
Geschichte von „Little 
Berlin“ erläutern.

Ausschreibung: Berufsschulpreis 2007 zur Förderung von inter-
kulturellen Kompetenzen durch Kaufmännische Schulen

Bewerberkreis und Erwartungshorizont
Die fortschreitende Internationalisierung der Wirtschaft führt zu neuen Herausforderungen 
in der Arbeitswelt. Immer mehr Beschäftigte auf allen Hierarchieebenen müssen mit Men-
schen aus anderen Kulturen erfolgreich kommunizieren, um auf dem Arbeitsmarkt beste-
hen zu können. 
Hierbei hat das Lernen von Wirtschaftsfremdsprachen, insbesondere Englisch, Französisch 
und Spanisch einen hohen Stellenwert. Sie gehören zu den Kernbereichen der kaufmän-
nischen Aus- und Weiterbildung. Darüber hinaus sind kulturelle Offenheit, Kenntnisse über 
fremde Kulturen und Märkte sowie die Fähigkeit, mit anderen Verhaltensweisen umgehen 
zu können, wesentliche Aspekte für interkulturelle Kompetenz.
Mit dem Berufsschulpreis 2007 wollen wir erfolgreiche Beispiele zur Förderung von in-
terkulturellen Kompetenzen auszeichnen. Wenn an Ihrer kaufmännischen Schule oder im 
kaufmännischen Fachbereich Ihrer Bündelschule, Projekte und Initiativen laufen, die den 
Erwerb von interkulturellen Kompetenzen fördern und die internationale Kommunikation 
unterstützen, dann beteiligen Sie sich an diesem bundesweit ausgeschriebenen Wettbe-
werb.

Kriterien für die Preisverleihung sind
• internationale Ausrichtung der Schule durch Entwicklung des Bereiches Wirtschafts-

fremdsprachen, z. B. Anzahl der angebotenen Sprachen, Prüfungen, Zertifikate, Zusat-
zangebote,

• Partnerschulen und -bildungsträger im europäischen und außereuropäischen Ausland, 
Anzahl und Dauer,

• Schüleraustauschmaßnahmen, Programme und Projekte, Vorbereitungsseminare,
• Angebote für Schüler im Rahmen der Berufsausbildung oder Weiterbildung, Ausland-

spraktika,
• Lehreraustauschprogramme und -fortbildungsmaßnahmen,
• Entwicklung eines Gesamtkonzeptes zur Einbindung aller am Schulleben Beteiligten in 

interkulturelle Prozesse,
• Finanzierungsquellen, LEONARDO, SOKRATES, Schulträger, Kultusministerium, Stif-

tungen, Vereine, Spenden u.a.m.,
• Durchführung von interkulturellen Trainingsmaßnahmen zur Förderung der kulturellen 

Offenheit.

Eine unabhängige Jury wird am 23. März 2007 die Preisträger ermitteln. 

An Preisen werden vergeben: 
1. Preis 5.000,– Euro, zwei 2. Preise á 3.000,– Euro, drei 3. Preise á 1.000,– Euro

Bewerbung 
Neben den einzureichenden Datenblättern sind für die Preisvergabe hilfreich:
• Beschreibung der Projekte und Maßnahmen einschließlich Bildungsziele und Art der 

Umsetzung,
• Aussagen zur Evaluation der Maßnahmen sowie zu Erfolg und Nachhaltigkeit,
• Referenzen von Externen, Verträge mit Kooperationspartnern
• Dokumente aus der Öffentlichkeitsarbeit.

Alle Informationen und Unterlagen zum Wettbewerb sind im Internet unter www.stiftung-
wirtschaft-erziehung.de veröffentlicht. Die Bewerbungsunterlagen können Sie entweder 
direkt herunterladen oder beim Projektbüro anfordern.

Die Bewerbungsunterlagen schicken Sie bitte bis zum 05. Februar 2007 an folgende Adres-
se: Stiftung Wirtschaft und Erziehung, Wehlauer Straße 107, 76139 Karlsruhe 

Bei Rückfragen gibt der Vorsitzende der Stiftung, Manfred Weichhold, gerne Auskunft.
Telefon 0721-68 69 75, Fax 0721-6 76 14, Mail: info@stiftung-wirtschaft-erziehung.de
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Aus dem Verbandsleben

Ein letztes Thema bildete die Zu-
kunft des Dualen Systems. „So lange 
das Duale System überlastet ist und 
eine Bugwelle von zigtausenden Ju-
gendlichen vor sich herschiebt, die auf 
dem Ausbildungsmarkt zu kurz ge-
kommen sind, steht der Staat in der 
Pflicht, dem Verfassungsgebot nach 
einem Anspruch auf Ausbildung zu 
entsprechen.“, so die stellvertretende 
Landesvorsitzende zusammenfassend.
 Bernd Krügel

Blick auf den Erfurter 
Weihnachtsmarkt.

BV Unterfranken

Anziehungspunkt Erfurt – 
Adventsfahrt des BV Unter-
franken

Der Bezirksverband Unterfranken und 
die Kreisverbände Main/Rhön, Unter-
main und Würzburg luden gemeinsam 
zu ihrem traditionellen vorweihnacht-
lichen Ausflug ein. Viele Mitglieder 
nutzten die Gelegenheit sich auf die 
Weihnachtszeit einzustimmen. 

Reiseziel für rund 160 unterfrän-
kische VLB’ler war am 9. Dezember 
2006 die thüringische Landeshaupt-
stadt Erfurt. Nach einer Fahrt über die 
neue Autobahn trafen sich die Teil-
nehmer der vollbesetzten Busse aus 
den drei unterfränkischen Kreisver-
bänden am Domplatz. Örtliche Füh-
rer vermittelten die Geschichte der 
Stadt und den wirtschaftlichen Auf- 
und Abstieg der letzten Jahrhunderte. 
Sie führten uns zu reichen Patrizier-
häusern und liebevoll rekonstruierten 
Fachwerkhäusern, zur längsten be-
bauten und bewohnten Brückenstra-
ße Europas – der Krämerbrücke. 

Nach dem Mittagessen begleitet-
en die meisten Teilnehmer unseren 
Kollegen und Kunstkenner Gottfried 
Berger in die Predigerkirche. Er führ-
te durch die gotische Bettelordens-
kirche mit erhaltenen Chorschranken 
und Lettner. Kirche und Kloster, von 
Dominikanermönchen erbaut, erin-
nern an den großen Theologen, Mysti-
ker und Sprachschöpfer Meister Eck-
hart, der in diesen Räumlichkeiten 
mehr als 30 Jahre wirkte.

Nach theologischen und kunsthis-
torischen Betrachtungen war noch 
genügend Zeit, die netten Geschäfte 
der Innenstadt zu betrachten, einen 
ausgiebigen Bummel über den Weih-
nachtsmarkt mit seiner 12 Meter ho-
hen Pyramide zu machen und so man-
chen Becher Glühwein zu genießen. 
Ein abschießender Blick vom Dom-
portal auf den beleuchteten, abend-
lichen Weihnachtsmarkt machte Er-
furt zu einem unvergesslichen Erleb-
nis.  Dorothea Helbig

Dankbare Teilnehmer baten um 
folgenden Nachsatz: Die Verantwort-
lichen sollen ermuntert werden, solche 
und ähnliche Veranstaltungen auch in 
Zukunft anzubieten. Die Bezirksvor-
sitzende Dorothea Helbig, die Kreis-
vorsitzenden Ingrid Reinwald, Karl 
Blank und Helmut Mundel, wie auch 
die Organisatoren dieser Veranstal-
tung, Wolfgang Grünsfelder und Gott-
fried Berger, fördern mit derlei Veran-
staltungen die intensivere Kommuni-
kation der Mitglieder und beleben das 
streckenweise so anonyme Verbandsle-
ben. Ihnen sei nicht nur dafür, sondern 
für die gesamte Jahresarbeit an dieser 
Stelle von Herzen gedankt. <

Wir gratulieren im 
Februar …
… zum 91. Geburtstag
Wildgruber, Martin, 27.02., 

83512 Wasserburg,  

KV Rosenheim-Miesbach

… zum 87. Geburtstag
Schuberth, Marianne, 15.02. 

91054 Erlangen, KV Mfr.-Nord

… zum 86. Geburtstag
Baur, Ludwig, 18.02. 

89407 Dillingen, KV Nordschwaben

Mages, Ernestine, 15.02.

82343 Pöcking, KV Obb.-Südwest

… zum 85. Geburtstag
Hubmer, Adolf, 15.02.

97631 Bad Königshofen, KV Main-Rhön

… zum 84. Geburtstag
Hirner, Rudolf, 26.02.

90473 Nürnberg, KV Nürnberg

Kastner, Martha, 17.02.

91054 Erlangen, KV Mfr.-Nord

Sommermann, Alfred, 17.02.

95119 Naila, KV Ofr.-Nordost

… zum 83. Geburtstag
Doleschal, Hans, 13.02.

91186 Büchenbach, KV Nürnberg

Heilek, Erwin, 21.02.

91623 Sachsen, KV Mfr.-Süd

Perreiter, Maria, 01.02.

84549 Engelsberg,  

KV Altötting-Mühldorf

Prautsch, Karl, 17.02.

96106 Ebern, KV Main-Rhön

… zum 82. Geburtstag
Leiter, Erich, 13.02.

83024 Rosenheim,  

KV Rosenheim-Miesbach

Schlittenbauer, Alfons, 17.02.

92318 Neumarkt, KV Neumarkt

… zum 81. Geburtstag
Höfer, Peter Willy, 19.02.

90513 Zirndorf, KV Mfr.-Nord

Meyer, Erika, 01.02.

89331 Burgau, KV Nordschwaben

Röhricht, Waltraud, 22.02.

90443 Nürnberg, KV Nürnberg

… zum 80. Geburtstag
Baumann, Willibald, 08.02.

63925 Laudenbach, KV Untermain

Beck, Elfriede, 19.02.

63897 Miltenberg, KV Untermain

Rabis, Helmut, 28.02.

84036 Kumhausen-Obergan,  

KV Landshut

… zum 75. Geburtstag
Bettendorf, Josef, 09.02.

87480 Weitnau, KV Allgäu

Gutermann, Nikolaus, 23.02.

84453 Mühldorf, KV Altötting-Mühldorf

Kleinsteuber, Klaus, 27.02.

86368 Gersthofen, KV Augsburg

Linder, Hans, 08.02.

86316 Friedberg, KV Nordschwaben

Wendt, Wilfried, 22.02.

97616 Bad Neustadt, KV Main-Rhön

Wengenroth, Wilhelm, 19.02.

84028 Landshut, KV Landshut

Woltereck, Christoph, 09.02.

83714 Miesbach,  

KV Rosenheim-Miesbach

… zum 70. Geburtstag
Gärtner, Eugen, 12.02.

86899 Landsberg, KV Obb.-Südwest

Suhrcke, Hans-Jochen, 24.02.

63834 Sulzbach, KV Untermain

Weiß, Leonore, 19.02.

95326 Kulmbach, KV Ofr.-Nordwest

Zweifel, Gerhard, 19.02.

90482 Nürnberg, KV Nürnberg

… zum 65. Geburtstag
Baumeister, Friedhelm, 11.02.

83278 Traunstein, KV Traunstein-BGL

Faber, Horst, 04.02.

90587 Veitsbronn, KV Mfr.-Nord

Haring, Franz, 27.02.

94315 Straubing, KV Donau-Wald

Hoenig, Friedrich, 28.02.

94489 Deggendorf, KV Donau-Wald

Keller, Dieter, 28.02.

82467 Garmisch-Partenkirch,  

KV Obb.-Südwest

Kellerbauer, Eberhardt, 14.02.

82140 Olching, BV München

Klammt-Frischeisen, Heidelore, 10.02.

87700 Memmingen, KV Allgäu

Klausnitzer, Dieter, 03.02.

91080 Uttenreuth, KV Mfr.-Nord
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Aus dem Verbandsleben Für Sie persönlich

Lazari, Thomas, 13.02.

93049 Regensburg, KV Regensburg

Dr. Novak, Felix, 06.02.

97422 Schweinfurt, KV Regensburg

Schinagl, Reinhard, 14.02.

85072 Eichstätt, KV Obb.-Nordwest

Schwab, Emil, 01.02.

85375 Neufahrn, BV München

Steinbauer, Reinhard, 04.02.

94315 Straubing, KV Donau-Wald

Stingl, Edda, 11.02.

90480 Nürnberg, KV Nürnberg

von Lupin, Hildegard, 19.02.

87700 Memmingen, KV Allgäu

… zum 60. Geburtstag
Fajen, Reinhard, 26.02.

97199 Ochsenfurt, KV Würzburg

Gehlen, Christa, 12.02.

97332 Volkach, KV Main-Rhön

Granda, Thomas, 10.02.

80638 München, BV München

Gresser, Johann-Sebastian, 28.02.

92676 Eschenbach, KV Opf.-Nord

Heinelt, Norbert, 09.02.

97422 Schweinfurt, KV Main-Rhön

Hubert, Manfred, 12.02.

90559 Burgthann-Grub, KV Nürnberg

Merdian, Franz, 04.02.

96050 Bamberg,  

KV Bamberg-Forchheim

Pointner, Anton, 19.02.

85435 Erding, KV Obb.-Nordwest

Schilhabel, Wilfried, 22.02.

91732 Merkendorf. KV Mfr.-Süd

Sengfelder, Anneliese, 11.02.

86663 Asbach-Bäumenheim,  

KV Nordschwaben

Sommer, Elisabeth, 08.02.

04275 Leipzig, BV München

Uebler, Hans, 17.02.

97506 Grafenrheinfeld, KV Würzburg

In den Ruhestand sind 
gegangen …

Bauer, Armin, KV Obb.-Südwest

Bayerl, Markus, BV München

Boysen, Heinz, KV Obb.-Nordwest

Brand, Werner, KV Main-Rhön

Brandstetter, Gisela, KV Obb.-Südwest

Eder, Wolfgang, KV Nordschwaben

Hoenig, Friedrich, KV Donau-Wald

Hösl, Werner, KV Schwandorf

Kircheis, Kurt, KV Augsburg

Klammt-Frischeisen, Heidelore,  

KV Allgäu

Kröger, Dieter, KV Landshut

von Lupin, Hildegard, KV Allgäu

Mailhammer, Albert, KV Ndb.-Ost

Marr, Alexander,  
KV Bamberg-Forchheim

Dr. Munz, Andreas, KV Ndb.-Ost

Dr. Novak, Felix, KV Regensburg

Patzak, Hermann, KV Regensburg

Pfeiffer, Walter, KV Main-Rhön

Ring, Hans, KV Nordschwaben

Schmölz, Adelbert, KV Allgäu

Schwab, Emil, BV München

Steinbauer, Reinhard,  
KV Donau-Wald

Stingl, Edda, KV Nürnberg

Wir trauern um …
Bräuer, Robert, KV Ndb.-Ost (82)

Göb, Elmar, KV Würzburg (69)

Kley, Christa, KV Obb.-Südwest (69)

Liebl, Gabriel, KV Landshut (66)

Merkl, Ludwig, KV Donau-Wald (81)

Weth, Josef, KV Würzburg (85)

Termine

TU München 

Fortbildungen für  
Lehrkräfte am Lehrstuhl  
für Pädagogik

Der Lehrstuhl für Pädagogik der Tech-

nischen Universität München führt im 

Frühjahr 2007 zwei Fortbildungstage für 

Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen 

Schulen durch.

• Dienstag, 27. Februar 2007: Schlagfer-

tigkeitstraining für Lehrkräfte

• Mittwoch, 28. Februar 2007: Supervisi-

on für Lehrkräfte

Ziel dieser Fortbildungstage ist es, Lehr-

kräften bei der tagtäglichen Arbeit in 

Schule und Unterricht Unterstützung in 

Form von theoriegeleiteten Informati-

onen, praktischen Anregungen und dem 

gezielten Training für die Umsetzung zu 

geben. Nähere Informationen: http://www.

paed.wi.tum.de/lehrerfortbildung/

Erfolgreiches Firmeninserat

Erfolgreiches Kleininserat

Schon vergessen?

Sie können Ihr Firmeninserat  
oder Ihre persönliche Kleinanzeige  
via Internet schalten unter:
www.vlb-bayern.de
➜ Kleinanzeigen

Alle ausführlichen Informationen über 
Erscheinungstermine und Preise finden  
Sie, wie schon gesagt, unter:
www.vlb-bayern.de
➜ Kleinanzeigen

Ab dem 1. Januar 2007 gilt für die baye-

rischen Beamten und Versorgungsemp-

fänger ein eigenständiges Beihilferecht. 

Die gesetzliche Grundlage findet sich in 

Art. 86a Bayerisches Beamtengesetz und 

in der darauf beruhenden Bayerischen 

Beihilfeverordnung (BayBhV). Den 

Wortlaut der BayBhV finden Sie im In-

ternet unter der Adresse www.stmf.bay-
ern.de/download/baybhv.pdf

Mit diesem Beitrag möchten wir 
Sie über die wesentlichen Ände-
rungen und Neuerungen informie-
ren.

Eigenbeteiligungen 
Die bisherigen Eigenbehalte, ins-
besondere die Praxisgebühr von 10 
Euro pro Quartal, die gestaffelten 
Selbstbehalte für Arznei- und Ver-
bandmittel, Hilfsmittel und Fahrtkos-
ten sowie der Abzugsbetrag für allge-
meine Krankenhausleistungen wer-
den durch folgende Regelung ersetzt:
Künftig wird für
•  jede eingereichte Arztrechnung ein 

Betrag von 6 Euro und
•  jedes verordnete Arzneimittel, Ver-

bandmittel oder Medizinprodukt 
ein Betrag von 3 Euro von der Bei-
hilfeleistung abgezogen.

 
Dieser Abzug unterbleibt bei
•  Aufwendungen für Waisen, Beam-

te auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst und berücksichtigungsfä-
hige Kinder,

•  Beihilfeberechtigten und Angehö-
rigen, die Mitglied einer gesetz-
lichen Krankenversicherung sind,

• Pflegemaßnahmen,
•  ärztlich veranlassten Folgeuntersu-

chungen von Laborärzten, Radio-
logen und Pathologen,

•  Vorsorgeleistungen.
Erreichen die Abzugsbeträge in der 
Summe eine Belastungsgrenze von 
2 Prozent des jährlichen Bruttoein-
kommens beziehungsweise 1 Prozent 
bei chronisch Kranken, entfallen sie 
für den Rest des Kalenderjahres.

Auslandsbehandlungen 
Krankheitsaufwendungen anlässlich 
vorübergehender privater Aufent-
halte (zum Beispiel Urlaub) in Län-
dern außerhalb Europas sind künftig 
von der Beihilfefähigkeit ausgenom-
men. Der Abschluss einer Auslands-
krankenversicherung wird empfoh-
len.

Zahnärztliche Implantatversor-
gung
Die bisherige indikationsbezogene 
Beihilfegewährung wird durch eine 
zahlenmäßige Obergrenze von zwei 
Implantaten je Kieferhälfte ersetzt.

Rehabilitationsmaßnahmen (bis-
her Sanatoriumsbehandlung, 
Heilkur)
•   Kuren sind künftig auch für Ver-

sorgungsempfänger und Angehöri-
ge beihilfefähig.

•   Stationäre Rehabilitationsmaß-
nahmen sind nur beihilfefähig, 
wenn ein Amts- oder Vertrauens-
arzt bescheinigt, dass die erforder-
liche Rehabilitation nicht durch an-
dere Maßnahmen (Kur oder ambu-
lante Rehabilitation) möglich ist. 
Die Bescheinigung ist bei der Ab-
rechnung vorzulegen.

•    Das bisherige Voranerkennungs-
verfahren entfällt.

•    Die Beihilfefähigkeit für An-
schlussheilbehandlungen bleibt in 
bisherigem Umfang bestehen.

Freiwillig Versicherte der gesetz-
lichen Krankenversicherung
Künftig werden nur noch Beihilfeleis-
tungen zu Aufwendungen für Heil-
praktiker, Zahnersatz und Wahlleis-
tungen im Krankenhaus erbracht. Im 
Übrigen wird auf die Inanspruchnah-
me von Sachleistungen
verwiesen. Beihilfeberechtigte, die 
bisher die Möglichkeit der Kostener-
stattung in Anspruch genommen ha-
ben, erhalten künftig keine Beihilfe 
zu Differenzkosten mehr.

Übergangsregelung für studie-
rende Kinder 
Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 
wird die Altersgrenze für den Bezug 
von Kindergeld vom 27. auf das 25. 
Lebensjahr herabgesetzt. Kinder zäh-
len damit künftig bereits ab Vollen-
dung des 25. Lebensjahres nicht mehr 
zum Kreis der berücksichtigungsfä-
higen Angehörigen.  Da Studenten 
zu Beginn des Studiums die Art ihres 
Krankenversicherungsschutzes für 
die Dauer des Studiums unwiderruf-
lich festlegen müssen, werden in der 
Beihilfe Kinder, die im Wintersemes-
ter 2006/2007 bereits immatrikuliert 
waren, weiterhin bis zum 27. Lebens-
jahr (gegebenenfalls verlängert um 
Zeiten eines Wehr- oder Ersatzdiens-
tes) berücksichtigt.

Rücksendung von Belegen
Da zur Geltendmachung der Beihil-
fe die Vorlage von Duplikaten ausrei-
chend ist (Ausnahme: Todesfall), wer-
den die bei der Beihilfestelle einge-
reichten Belege künftig nach Ablauf 
der Rechtsbehelfsfristen vernichtet. 
Sie werden nur auf ausdrücklichen 
Wunsch, gegen Berechnung des Por-
tomehrbetrages, zurückgegeben.

Zuordnung der Aufwendungen 
für Kinder bei Beamtenehe-
paaren
Die Aufwendungen für Kinder wer-
den künftig dem Elternteil zugeord-
net, der den entsprechenden kin-
derbezogenen Anteil im Familien-
zuschlag erhält. Daher müssen für 
Kinder künftig keine Originalbele-
ge mehr vorgelegt werden, was eine 
gleichzeitige Beantragung von Leis-
tungen der Beihilfe und der Kranken-
versicherung möglich macht. In Aus-
nahmefällen können die Eltern ei-
ne hiervon abweichende Zuordnung 
treffen. <

Informationen zum neuen  
Beihilferecht in Bayern
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Die Zahl der Ferientage ist in Bay-
ern unverändert. Insgesamt zählen 
75 Werktage, davon mindestens 12 
Samstage, zu den Ferien für die Schu-
len in Bayern. Die Grundlage dieser 
Regelung ist ein Staatsvertrag zwi-
schen den Ländern der Bundesrepub-
lik Deutschland.

Zahl der Ferientage ändert  
sich nicht

Fest vorgegeben ist die Vertei-
lung der Ferientage wie folgt: 
1.    Durch Urlaubsregelungen in Be-

trieben umfassen die Sommerferi-
en eine Spanne  von zwei mal drei 
Wochen, also sechs Wochen. Die 
genauen Termine, an denen  die 
einzelnen Länder Ferien haben, 

Ferientage 2007-2010 2007/2008 2008/2009 2009/2010

Sommer 30.07.2007 – 10.09.2007 04.08.2008 – 15.09.2008 03.08.2009 – 14.09.2009

Allerheiligen 29.10.2007 – 03.11.2007 03.11.2008 – 05.11.2008 02.11.2009 – 04.11.2009

Weihnachten 24.12.2007 – 05.01.2008 22.12.2008 – 05.01.2009 21.12.2009 – 02.01.2010

Frühjahr 04.02 2008 – 09.02.2008 23.02.2009 – 28.02.2009 15.02.2010 – 20.02.2010

Ostern 17.03.2008 – 29.03.2008 06.04.2009 – 18.04.2009 29.03.2010 – 10.04.2010

Pfingsten 13.05.2008 – 24.05.2008 02.06.2009 – 13.06.2009 25.05.2010 – 05.06.2010

werden durch die Ministerpräsi-
dentenkonferenz bundesweit be-
schlossen. Sie werden in der Re-
gel fünf bis sieben Jahre im voraus 
festgelegt. 

2.    Traditionell gibt es in Bayern je-
weils zwei Wochen Ferien an Os-
tern und Pfingsten. 

3.    Ein Landtagsbeschluss verlangt ei-
ne Woche Ferien in der Faschings-
zeit. 

4.    Nach Möglichkeit gibt es eine Wo-
che „Herbstferien“ um Allerheili-
gen. 

5.    Die Weihnachtsferien werden mög-
lichst so gestaltet, dass sie vor dem 
24. Dezember beginnen und der 

Der Anteil der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst, die keinen Hand-
lungsbedarf sehen, ist gering. Nur je-
der Zehnte setzt ausschließlich auf 
den Versorger Staat. Das ist das Er-
gebnis der repräsentativen Studie 
„Öffentlicher Dienst“ von der DBV-
Winterthur in Zusammenarbeit mit 
dem F.A.Z. Institut.

Das Klischee, dass Beamte ab dem 
Augenblick ihres Dienstantritts finan-
ziell für den Rest ihres Lebens ausge-
sorgt haben, gehört der Vergangenheit 
an. Bereits heute planen fast 80 Pro-
zent der Staatsdiener, für ihren Le-
bensabend stärker selbst vorzusorgen. 
Insbesondere die Mitarbeiter der jun-
gen und mittleren Generation verlas-
sen sich nicht mehr nur auf die staat-
liche Vorsorge. Fast neun von zehn Be-
diensteten bis 29 Jahre sehen die Not-
wendigkeit, sich privat abzusichern. 

Der Auslöser für das Umdenken ist 
das von der Bundesregierung 2001 ver-
abschiedete Versorgungsänderungs-
gesetz. Dieses sieht für 2009 vor, den 
Höchstversorgungssatz der Pensionen 
von derzeit 75 Prozent auf maximal 
71,75 Prozent des letzten Nettoein-
kommens zu senken. Damit sollen die 
Kürzungen bei der gesetzlichen Ren-
te wirkungsgleich auf die Beamtenver-
sorgung übertragen werden. Die Folge: 
Eine steigende Nachfrage nach Alters-
vorsorgeprodukten ist auf allen Hierar-
chieebenen des öffentlichen Dienstes 
zu beobachten. Beamte des einfachen 
Dienstes sprechen sich beispielsweise 
geschlossen dafür aus, privat für den 
Lebensabend vorzusorgen. Bei den 
höheren Besoldungsstufen sind es im-
merhin mehr als 70 Prozent.

Neben der Altersvorsorge wollen 
die Staatsdiener für weitere Berufs-
risiken finanziell Vorkehrung treffen. 
Für zwei Drittel der Befragten spielt 
die Absicherung der eigenen Pflegebe-
dürftigkeit eine wichtige Rolle. Eben-
falls zwei von drei befragten Beam-
ten geben an, sich gegen eine mögliche 
Dienstunfähigkeit absichern zu wollen. 

Das Thema Berufshaftpflicht spielt für 
mehr als die Hälfte der Staatsdiener ei-
ne wichtige Rolle. Bestimmte Berufs-
gruppen, wie beispielsweise Polizisten, 
haften unter Umständen persönlich 
für ihr Fehlverhalten im Dienst. Weni-
ger Sorgen machen sich die Behörden-
mitarbeiter hingegen über das Risiko, 
eventuell Eigentum ihres Arbeitgebers 
zu beschädigen und dafür finanziell 
aufkommen zu müssen. Nur knapp 30 
Prozent der Befragten sehen sich ge-
zwungen, für entsprechende Fälle vor-
zusorgen.

Bei der Auswahl der Vorsorgepro-
dukte gehen die Beamten und An-
gestellten des öffentlichen Dienstes 
nach unterschiedlichen Kriterien vor. 
Fast neun von zehn der Befragten ent-
scheidet sich für das Produkt mit dem 
größten Leistungsumfang. Für 72 Pro-
zent spielt das Image des Anbieters die 
entscheidende Rolle. Vor allem jünge-
re Beschäftigte bis 29 Jahre sowie Ge-
ringverdiener wollen möglichst die ge-
samte Risikopalette absichern – am 
besten vom Versicherer mit einem gu-
ten Ruf. Sie unterschätzen dabei häu-
fig, dass der Anspruch auf die größt-
mögliche Risikoabdeckung seinen 
Preis hat. Die Besserverdiener und 
Führungskräfte entscheiden sich in der 
Regel für das Produkt mit der besten 
Leistungsqualität. Das Image des An-
bieters ist für sie zweitrangig.

Beamte haben  
Versorgungslücken

Zwei Drittel der Befragten orientie-
ren sich bei Suche nach dem optima-
len Versicherungspaket an Markt- und 
Produktanalysen der Verbraucherma-
gazine sowie an Bewertungen der Ra-
tingagenturen. Insbesondere die Ge-
neration der Beamten zwischen 30 
bis 59 Jahren greift auf diese Art In-
formationsquelle zurück. Unabhängig 
vom Alter hören die Staatsdiener zu-
dem auf Empfehlungen. Fast 60 Pro-
zent orientieren sich an Erfahrungen 
aus dem unmittelbaren Freundes- und 
Kollegenkreis. Nur wenige suchen das 
Gespräch mit einem Berater. 

Nur 15 Prozent geben an, bei der 
Auswahl von Vorsorge- und Versiche-
rungsprodukten auf Versicherungs-
makler oder Mehrfachagenten zurück-
zugreifen.

Dossier „Öffentlicher Dienst“ 
Das aktuelle Dossier „Öffentlicher 
Dienst“ der DBV-Winterthur entstand 
im Juni 2006 in Zusammenarbeit mit 
dem F.A.Z.-Institut und dem Markt-
forschungsinstitut forsa. Für die Stu-
die wurden 500 deutschsprachige Bür-
ger ab 18 Jahre sowie 500 Beamte und 
Angestellte ab 18 Jahre im öffentlichen 
Dienst befragt. Sowohl die interviewten 
Bürger als auch die befragten Bediens-
teten repräsentieren einen Querschnitt 
beider Personengruppen in Deutsch-
land. Die Befragung erfolgte mittels 
computergestützter Telefoninterviews 
anhand von strukturierten Fragebögen. 
Die Ermittlung der Interviewpersonen 
wurde über eine mehrstufige systema-
tische Zufallsauswahl durchgeführt.  
 Überarbeitet von Helmut Lang

Feiertag Heilige Drei Könige ein-
gebunden ist. Sie sollen in der Re-
gel zwei vollständige Wochen um-
fassen. 

Wenn allerdings in einem Jahr viele 
Feiertage auf Wochenenden fallen, 
dann kann es vorkommen, dass die 
Länge der Ferienzeiten an Weihnach-
ten und um Allerheiligen geringfü-
gig variieren. Dies betrifft auch die 
Schuljahre 2008/2009 und 2009/2010. 
Im Schuljahr 2008/2009 haben Bay-
erns Schüler vom 3. bis 5. November 
unterrichtsfrei. Die Schulferien wer-
den genauso „abgerechnet“ wie die 
Urlaubstage von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern. Es gibt deshalb 

„lehrer- und schülerfreundlichere“ 
und „ungünstigere“ Jahre. Den Leh-
rern und Elternverbänden sowie der 
sachkundigen Öffentlichkeit sind di-
ese Zusammenhänge bekannt und 
werden auch immer wieder mit ihnen 
angesprochen. 
•   Im November 2008 und 2009 sieht 

die Ferienordnung vor, dass nur 
Montag bis Mittwoch schulfrei ist.

•   2008 beginnen die Weihnachtsferi-
en am Montag, den 22. Dezember.

•   2009 beginnen die Weihnachtsferi-
en am Montag, den 21. Dezember

Die Berufsschulen können bis zu zwei 
Tage von der Ferienordnung abwei-
chen.  <

Wir wünschen unseren Mitgliedern ein  
gesundes und erfolgreiches Jahr 2007.
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Umschau Umschau

Deutschlands beste Azubis 2006 in 212 
IHK-Berufen ausgezeichnet

Bundeskanzlerin Merkel lobt 
hohe Qualität der Ausbil-
dung

Die besten Azubis Deutschlands wur-
den in Berlin zum ersten Mal vom Deut-
schen Industrie- und Handelskammer-
tag (DIHK) ausgezeichnet. Sie kom-
men aus 212 Berufen. 

Gastgeber DIHK-Präsident Lud-
wig Georg Braun betonte: „Die Feier 
soll zum einen den Stellenwert der du-
alen Ausbildung stärker ins Bewusst-
sein der Öffentlichkeit rücken. Zum an-
deren soll sie die Vielfalt der IHK-Be-
rufe aufzeigen.“ Diese reicht vom be-
liebten Mechatroniker über den be-
kannten Koch, die Werbekauffrau und 
den Sport- und Fitnesskaufmann bis hin 
zum Weinküfer und zur Tierpflegerin. 

Ehrengast Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel unterstrich in ihrer Festre-
de: „Die Veranstaltung des DIHK be-
legt die hohe Qualität der Berufsaus-
bildung in Deutschland. Das duale Sys-

tem ist eine der Stärken des Wirtschafts-
standortes Deutschland.“ Merkel ap-
pellierte an die Unternehmen: „Unser 
Land braucht weiterhin gut ausgebil-
dete Fachkräfte. Deshalb wünsche ich 
mir, dass die Unternehmen die Zahl der 
betrieblichen Ausbildungsplätze noch 
weiter steigern.“ Alle Super-Azubis ha-
ben ihre Prüfung mit mindestens „sehr 
gut“ bestanden. Entscheiden musste 
letztlich oft sogar die zweite Stelle hin-
ter dem Komma. Braun, der die feier-
liche Ehrung im Hangar 2 des Tempel-
hofer Flughafens vor rund 1 000 Gäs-
ten vornahm, beglückwünschte die 
jungen Leute: „Sie haben eine Spit-
zenleistung vollbracht, auf die Sie sehr 
stolz sein können. Sie sind die besten 
Prüfungsabsolventen Deutschlands 
2006 in Ihrem Beruf – und das bei ei-
ner Zahl von über 300 000 Prüfungs-
teilnehmern! Sie haben damit die bes-
ten Voraussetzungen, erfolgreich ins 
Berufsleben durchzustarten.“ 

Von den 212 Bundesbesten sind 138 
junge Männer und 74 junge Frauen. Das 
beste Prüfungsergebnis mit glatten 100 
Punkten erreichte allerdings eine jun-
ge Frau, Stefanie Jetter, Verkäuferin aus 
Baden-Württemberg. Gelernt hat sie 
bei Aldi. Vertreten sind 14 von 16 Bun-
desländern. 

In vier Berufen gab es gleich je 
zwei junge Leute, die mit exakt glei-
cher Punktzahl abschnitten und sich da-
mit den Siegerplatz teilen dürfen. Aus-
gezeichnet schnitten die bayerischen 
Lehrlinge ab. In immerhin 41 Berufen 
stellten sie den Sieger.

Braun dankte ausdrücklich auch den 
ausbildenden Betrieben, die ebenfalls 
eine Urkunde erhalten werden: „Die 
herausragende Leistung Ihres Azubis 
ist zu einem großen Teil auch Ihre Leis-
tung!“ 

Der DIHK-Präsident sprach sich in 
seiner Rede für eine Weiterentwicklung 
der dualen Ausbildung aus. Sie müsse vor 
allem zwei Anforderungen Rechnung 
tragen: Da sei zum einen der Wunsch 
der Betriebe nach immer stärker spezi-
alisierten Fachkräften. Gleichzeitig sei 
es wichtig, dass Absolventen problemlos 
von einer Firma zur anderen wechseln 
könnten. Braun kündigte an, der DIHK 
werde hierzu in Kürze ein umfassendes 
Konzept vorlegen.  <

Nachrichtliches

Bücher / Medien

Titel: Hände weg! Aktiv gegen Minen 
und Streumunition“
Autor: Aktionsbündnis landmine.de 
Verlag: landmine.de, Rykestraße 13, 
10405 Berlin, Telefon 0 30-4 21 36 86, E-
Mail haake@landmine.de
Rezensenten: Inge Borowy, Margit 
Keil

Die CD ist in drei inhaltliche Ab-
schnitte geteilt. Man findet „audio“-, 
„dokumente“- und „video“-Ord-
ner, die jeweils zahlreiche Trailer, Ge-
schichten, Filme, Reportagen usw. ent-
halten. 

Ordner „audio“
Der Ordner „audio“ enthält zwei Trai-
ler aus der Kampagne des Aktions-
bündnisses landmine.de. Für den Un-
terricht wahrscheinlich am besten ge-
eignet ist die Geschichte des Mädchens 
Sofia. Sie wird von Ulrike Folkerts, be-
kannt als Tatort-Kommissarin, vorge-
lesen (15 Minuten) und schildert eine 
dramatische Geschichte eines Kindes, 
das durch Landminen beide Beine und 
ihre Schwester verlor. 

Ordner „dokumente“
Hier findet man 40 Dateien, bestehend 
aus unterschiedlichsten Materialien. 
Die für den Unterricht interessantes-
ten werden hier genannt. So wird bei-
spielsweise. das „Angolanische Rou-
lette“ vorgestellt. Es handelt sich um 
ein Spiel, das in Schulen betroffener 
Gebiete eingesetzt wird um die Kinder 
vor den Gefahren der Landminen auf-
zuklären und ihnen den richtigen Um-
gang mit der alltäglichen Gefahr zu 
zeigen. Ein weiteres Dokument liefert 
Informationen über den Einsatz und 
die Funktion von Minen. Unter dem 
Dokument „Minen und Blindgänger“ 
findet sich umfangreiches Informati-
onsmaterial darüber, welche Länder 
besonders von Minen betroffen sind, 
wo Minen in Kriegen eingesetzt wur-
den, Minenopferzahlen usw.. Die Ge-
schäfte mit Minen und Streumunition 
werden in einem weiteren Dokument 
beleuchtet. Hier finden sich für den 
Unterricht gute Karikaturen und in-

formatives Material, welche die Dop-
pelmoral der Hersteller beleuchten. 
Diese stellten gleichzeitig Minen und 
Minensuchfahrzeuge her und verdie-
nen so während und nach dem Krieg. 
Weiterhin bietet die CD auch aktuelle 
Zahlen zur Bundeswehr und deren Mi-
neneinsatz. Das Dokument „Den Op-
fern helfen“ beschäftigt sich mit dem 
Zusammenhang Minen und Hun-
gerproblematik sowie mit einer sinn-
vollen Minenaufklärung. Es zeigt Vor- 
und Nachteile verschiedener Räum-
methoden und klärt über die medizi-
nische und psychologische Hilfe der 
Opfer auf. „Die Ächtung der Minen“, 
die Ziel der Kampagne ist, wird noch 
einmal in einem Extra-Dokument mit 
Karikaturen, schon abgeschlossen Ver-
trägen und einer kurzen Chronologie 
der Ereignisse vertieft.

Ordner „video“
In diesem Ordner werden mehrere Vi-
deosequenzen gezeigt. Es handelt sich 
unter anderem um Aufnahmen von 
Luftangriffen und von Blindgängern 
im Irak. Zudem können Fernsehrepor-
tagen (Frontal 21, Brisant) und Infor-
mationssequenzen zum Thema Anti-
personen- und Antifahrzeugminen ab-
gespielt werden. 

Umsetzung im Unterricht
In der Fach- und Berufsoberschule wä-
re die Einbindung der Thematik in das 
Lerngebiet 4 „Internationale Bezie-
hungen“ möglich. Die Problematik der 
Landminen kann als Beispiel für den 
Lerninhalt „Institutionen und Maß-
nahmen der Friedenssicherung“ her-
angezogen werden.

Im Berufsschulunterricht ist im 
Lernziel „Internationale Beziehungen“ 
unter den Punkten „Krisen, Verlauf 
von Krisen, Mittel des Krisenmanage-
ments“ eventuell ebenfalls Platz für ei-
ne Unterrichtseinheit zu dieser Thema-
tik.

Die Vielzahl der Dateien im Ordner 
„Dokumente“ ist sehr textlastig und da-
her vor allem zur Information des Leh-
rers geeignet. Besonders die „video“- 
und „audio“- Sequenzen machen die 
Schüler betroffen, fördern Empathie 
und weitere affektive Lernziele. Sie re-
gen zur weiteren Reflexion an und sind 

daher für den Unterricht gut geeignet. 
Zu jeder Datei bietet das Bündnis 

landmine.de auch didaktische Hinweise 
für den Unterricht an. Diese sind teil-
weise als sinnvolle Ergänzung nützlich.

Generell bleibt festzuhalten, dass die 
Position der Hersteller dieser CD 
nachvollziehbar und begrüßenswert 
ist. Im Sinne eines kontroversen Un-
terrichts muss die Lehrkraft allerdings 
zusätzlich sicherstellen, dass alle Posi-
tionen beleuchtet werden. Mit Blick 
auf die einschlägigen Lehrpläne ist der 
Einsatz im Unterricht in jedem Fall 
kritisch zu hinterfragen. <

BIBB-Forum für Ausbil-
dungspersonal – jetzt noch 
attraktiver

Übersichtlicher, informativer, nutzer-
freundlicher und barrierearm – so prä-
sentiert sich www.foraus.de nach einer 
umfangreichen Überarbeitung. Das vir-
tuelle Informations- und Kommunika-
tionsforum des BUNDESINSTITUTS 
FÜR BERUFSBILDUNG (BIBB) für 
das Ausbildungspersonal ist durch die 
Verbesserung von Service-Leistungen 
und die Erweiterung seines Angebots 
jetzt noch attraktiver. 

Mit zurzeit 7.700 registrierten Mit-
gliedern – Tendenz stetig steigend – 
repräsentiert FORAUS.DE die größ-
te Online Community für das Ausbil-
dungspersonal in Deutschland. Das 
BIBB unterstützt mit diesem Fo-
rum Ausbilder und Ausbilderinnen 
bei ihrer täglichen Arbeit in Betrie-
ben, überbetrieblichen Bildungsstät-
ten und Bildungseinrichtungen, Leh-
rer und Lehrerinnen an Berufsschu-
len sowie Dozenten und Dozentinnen 
in der Weiterbildung. 

Und das hat sich durch den „Relaunch“ 
verbessert: 
• Eine übersichtlichere Navigation er-

leichtert das schnelle Auffinden von 
ausbildungsrelevanten Informati-
onen, Lernbausteinen und Weiterbil-
dungsangeboten. 

• Der umfangreiche News-Bereich 
wurde um eine aktuelle Veranstal-
tungsübersicht erweitert. 

• Modernere Foren-Software verbes-
sert die Community- Funktionen des 
Mitgliederbereichs. 

• Funktionen zur individuellen Ein-
stellung von Farbgestaltung, Seiten-
aufbau und Textgröße erleichtern be-
hinderten Menschen den barrierear-
men Zugang zum Online-Angebot 
von FORAUS.DE 

FORAUS.DE wurde vom BIBB 2001 
ins Leben gerufen und dient dem Aus-
bildungspersonal kostenlos als Infor-
mationsbörse und Diskussionsplattform 
über aktuelle Fragen des Ausbildungs-
alltags. Es umfasst zurzeit 42 themen-
spezifische Foren, die von Experten und 
Expertinnen moderiert werden. Dabei 

reicht die Themenbreite von Fragen des 
Ausbildungsalltags wie „Gestaltung des 
ersten Ausbildungstages“ oder  „Elek-
tronisches Berichtsheft“ über Fragen zu 
Ausbildungsmethoden wie z. B. „Auf-
tragsorientiertes Lernen“ oder „Pro-
zessbezogene Ausbildungsordnungen 
umsetzen“ bis hin zur „Qualifizierung 
des Ausbildungspersonals“. 
Anregungen und weitere Themenvor-
schläge für moderierte Foren richten 
Sie bitte an redaktion@foraus.de 

Informieren Sie sich weiter unter www.
foraus.de
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Steueränderungsgesetz Arbeitszimmer für  
Lehrkräfte – Informationspaket 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

wie Sie inzwischen erfahren haben, ist ab 2007 für Lehrkräfte ein steuerlicher Abzug der Kosten für das Arbeitszim-

mer nicht mehr möglich. Die Lehrerverbände im dbb haben sorgfältig geprüft, wie nun vorzugehen ist und leiten  

Ihnen deshalb ein entsprechendes Informationspaket zu. Die Verbände danken dem Kollegen Ernst Bizer vom VLW 

NRW für die Erstellung des Paketes sehr.

Die Vorgeschichte

Die Lehrerverbände im dbb und der dbb beamtenbund und tarifunion selber haben als Interessenvertretungen der 

Lehrkräfte zahlreiche Maßnahmen ergriffen, um die damals drohende und nun gesetzlich vollzogene Streichung 

der steuerlichen Absetzbarkeit des Arbeitszimmers für Lehrkräfte zu verhindern. Liest man die Protokolle über die 

Parlamentsberatungen zum Thema durch, so ist der Steuerzahler erschrocken, wie unbekümmert die Parlamenta-

rier über ein so wichtiges steuerpolitisches Instrument wie die Abschaffung der steuerlichen Anerkennung des Ar-

beitszimmers hinweggegangen sind und freudig fast ohne jede Diskussion zugestimmt haben. Ähnlich verhielten sich 

die Finanzminister, allen voran der Bundesfinanzminister Steinbrück aber auch die Landesfinanzminister. Die Bun-

deskanzlerin hat den Verbänden auf einen Brandbrief hin noch nicht einmal geantwortet. Enttäuschend ist die Hal-

tung der Schulminister gewesen, die zunächst zugesichert haben, die Lehrkräfte zu unterstützen, sich dann aber nicht 

mehr öffentlich geäußert haben. Konsterniert haben die Lehrerverbände die Antwort der 2006 amtierenden Präsi-

dentin der KMK zur Kenntnis genommen, dass die Lehrkräfte nun über Tarifverhandlungen einen Ausgleich for-

dern sollten. 

Briefe von Mitgliedern an die Schulträger bzw. an die Dienstherren, mit denen adäquate Arbeitsplätze eingefordert 

wurden, haben nicht zum Erfolg geführt. Diese Aktion ist sehr wichtig, da damit im Rechtsstreit vor Finanzgerichten 

nachgewiesen werden kann, dass es einfach keinen adäquaten Arbeitsplatz gibt. Daher wird jedem Mitglied empfoh-

len, ein solches Schreiben an die zuständige Behörde zu richten. Damit dieses Anliegen nicht damit abgespeist wird, 

das genügend Klassenräume am Nachmittag zur Verfügung stünden, muss die Forderung auf einen amtsangemes-

senen, den Vorgaben von Arbeitsstättenverordnung und Sicherheitsregeln für Büroarbeitsplätze entsprechenden 

und den Anforderungen des Gesundheitsschutzes genügenden Arbeitsplatz gerichtet sein.

Rechtsschutzverfahren

Der dbb wird Musterverfahren führen, um die steuerliche Absetzbarkeit des Arbeitszimmers gerichtlich durchzuset-

zen. Bitte beachten Sie, dass Sie nur dann sicher an dem möglichen Erfolg eines solchen Prozesses teilhaben, wenn 

Sie einen Einspruch gegen die nicht erfolgte Anerkennung der steuerlichen Absetzbarkeit des Arbeitszimmers ein-

gelegt haben. Ein solcher Einspruch, der gegen den Steuerbescheid für 2007 einzulegen ist, kann nach dem beige-

fügten Muster eingereicht werden. Insoweit kann also abgewartet werden, bis ein entsprechender Steuerbescheid er-

geht. Der dbb wird in ausgesuchten Musterverfahren bereits vorher tätig werden.

Damit Sie in diesen Verfahren grundlegend informiert sind und eventuell tätig werden können, finden Sie die ver-

schiedenen Informationsbausteine und Anschreiben auf der VLB-Homepage unter:  

www.vlb-bayern.de/dienstrecht 

Wir werden Sie in VLB-akzente über die weitere Entwicklung auf dem Laufenden halten.

Aus aktuellem Anlass


